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Was ist versichert?

Versicherte Sachen
	 Lieferungen und Leistungen für das im Versicherungsvertrag 

bezeichnete Bauvorhaben (Neubauleistung)

Versicherte Gefahren und Schäden
	Unvorhergesehen eintretende Beschädigungen oder 
 Zerstörungen an versicherten Sachen (Sachschaden);
 Verluste durch Diebstahl mit dem Gebäude fest verbundener   
 versicherter Bestandteile

Versicherte Kosten
Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalls notwendigen und 
tatsächlich angefallenen
	Wiederherstellungskosten;
 Schadenabwendungs- und Schadenminderungskosten

Zusätzlich bis 5.000 €
 zusätzliche Aufräumungskosten; 
 Kosten zur Lokalisierung von Schadenursachen;
 Baugrund- und Bodenmassen, Hilfsbauten und Bauhilfsstoffe

Versicherungssumme und Versicherungswert
Die Versicherung erfolgt zum
 Gleitenden Neuwert Plus
 Der Versicherungsschutz ist ausreichend, wenn die ermittelte   
 Versicherungssumme dem Versicherungswert entspricht.

Wo bin ich versichert?

 Sie haben Versicherungsschutz für den in dem Versicherungsschein bezeichneten Versicherungsort.  

Gibt es Deckungsbeschränkungen?

Es gibt eine Reihe von Fällen, in denen der Versicherungsschutz 
eingeschränkt oder ausgeschlossen sein kann, z. B.
!  Der Versicherer leistet keine Entschädigung bei vorsätzlichem 

Handeln durch den Versicherungsnehmer, ein mitversichertes 
Unternehmen oder seiner Repräsentanten. 

!  Entschädigung für Mängel der versicherten Lieferungen und 
Leistungen sowie sonstiger versicherter Sachen leistet der 
Versicherer nicht. 

!  Kürzung der Leistung bei grob fahrlässig herbeigeführten 
Schäden durch den Versicherungsnehmer, ein mitversichertes 
Unternehmen oder seiner Repräsentanten.

Dieses Blatt dient nur Ihrer Information und gibt Ihnen einen kurzen Überblick über die wesentlichen Inhalte einer Bauleistungs  - 
Versicherung. Die vollständigen Informationen und den für Ihren Vertrag vereinbarten Versicherungsschutz finden Sie in Ihren Vertrags-
unterlagen (Versicherungsantrag, Versicherungsschein und Versicherungsbedingungen). Damit Sie umfassend informiert sind, lesen Sie 
bitte alle Unterlagen durch.

Um welche Versicherung handelt es sich? 
Wir bieten Ihnen eine Bauleistungs-Versicherung. Diese schützt Sie vor den finanziellen Folgen der Beschädigung oder der Zerstörung aller 
 Lieferungen und Leistungen für das im Versicherungsschein bezeichnete Bauvorhaben (Neubauleistungen) infolge eines Sachschadens. 

Bauleistungs-Versicherung

Was ist nicht versichert?

Nicht versicherte Sachen sind z.B. 
 Bewegliche Einrichtungsgegenstände;
   Baugeräte einschließlich Ausrüstungen, Zubehör und  

Ersatzteile;
   Kleingeräte und Handwerkzeug; Vermessungs -, Werkstatt- ,  

Prüf- , Labor - und Funkgeräte sowie Signal-  und Sicherungs-
anlagen;

  Fahrzeuge aller Art;
 Akten, Zeichnungen und Pläne

Nicht versicherte Gefahren und Schäden sind z.B.
 Kriegsereignisse, Innere Unruhen, Terrorakte; 
 normale Witterungseinflüsse;
 Kernenergie, nukleare Strahlung oder radioaktive Substanzen;
 Schimmelpilze oder Schwämme

Informationsblatt zu Versicherungsprodukten

Bauleistungs-Versicherung
Mecklenburgische Versicherungs-Gesellschaft a. G.
Deutschland
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Kundeninformation zur Bauleistungs-Versicherung

Wann und wie zahle ich?

●  Die Höhe Ihres Versicherungsbeitrages können Sie dem Antrag und dem Versicherungsschein entnehmen. Bei dem Beitrag handelt es sich 
um einen Einmalbeitrag für eine Bauzeit von bis zu 2 Jahren.

● Den Beitrag müssen Sie spätestens zwei Wochen nach Erhalt des Versicherungsscheins zahlen.  
●  Sie können den Beitrag überweisen oder uns ermächtigen, ihn von Ihrem Konto einzuziehen. Sorgen Sie dann bitte dafür, dass die 

Beitragssumme auf  Ihrem Konto verfügbar ist.

Wann beginnt und endet die Deckung? 

Wann die Versicherung beginnt, ist im Versicherungsschein angegeben. Voraussetzung ist, dass Sie den Versicherungsbeitrag rechtzeitig  
und vollständig gezahlt haben.
Die Versicherung gilt für die Bauzeit Ihres Bauvorhabens. Sie endet mit der Bezugsfertigkeit des Bauvorhabens, nach Ablauf  von sechs 
Werktagen seit Beginn der Benutzung oder mit dem Tage der behördlichen Gebrauchsabnahme, spätestens jedoch nach zwei Jahren ab 
Vertragsbeginn, sofern nicht etwas anderes vereinbart ist. 

Wie kann ich den Vertrag kündigen? 

Sie können den Versicherungsvertrag ebenso wie wir nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kündigen. Dann endet die Versicherung 
schon vor Ende der vereinbarten Dauer.

Welche Verpflichtungen habe ich?

● Sie müssen alle Fragen im Antragsformular wahrheitsgemäß und vollständig beantworten.
● Den Versicherungsbeitrag müssen Sie rechtzeitig und vollständig bezahlen.
● Im Versicherungsfall müssen Sie uns vollständige und wahrheitsgemäße Informationen geben.
● Sie müssen die Kosten des Schadens gering halten.
●  Wenn sich Ihre vorhandenen Risikoumstände während der Vertragslaufzeit wesentlich ändern, müssen Sie uns ansprechen, damit der 

Vertrag ggf. angepasst werden kann. 

Weitere Informationen unter: www.mecklenburgische.de

Allgemeine Angaben zum Unternehmen 

Name und Anschrift: Mecklenburgische Versicherungs-Gesellschaft a. G.
Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit 
Platz der Mecklenburgischen 1, 30625 Hannover
Postanschrift: Mecklenburgische Versicherungsgruppe, 30619 Hannover

Sitz: Neubrandenburg und Hannover
Eintragung im Handelsregister: HRB Nr. 1 beim Amtsgericht Neubrandenburg und 
HRB Nr. 4667 beim Amtsgericht Hannover

Vorstand: Toren Grothe (Vorsitzender), Dr. Frederik Hesse, Marguerite Mehmel, 
Nicolas Neuschulz, Knut Söderberg

Vorsitzender des Aufsichtsrates: Thomas Flemming

Hauptgeschäftstätigkeit 

Gegenstand unserer Geschäftstätigkeit ist der unmittelbare und mittelbare Betrieb der 
Schadens- und Personenversicherungen. 

Wie kommt der Vertrag zustande und wie lange sind Sie an Ihren Antrag 
gebunden?

Der Vertrag kommt dadurch zustande, dass wir Ihren Antrag annehmen. Regelmäßig 
geschieht dies spätestens durch Zugang des Versicherungsscheins bei Ihnen. 

Wir haben keine Frist vorgesehen, wie lange Sie an Ihren Antrag gebunden sind.

Dauer und Beendigung des Vertrages 

Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angegebenen Zeitraum abge-
schlossen. Der Vertrag endet mit dem Ende des Versicherungsschutzes, spätestens 
jedoch mit dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt. 

Darüber hinaus bestehen Kündigungsrechte nach einem Versicherungsfall, die in  
Nr. 3.2.2 der Mecklenburgischen ABBL 2021 geregelt sind.

Anwendbares Recht 

Das Recht der Bundesrepublik Deutschland findet Anwendung. 

Zuständiges Gericht 

Sie können Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag insbesondere bei folgenden 
Gerichten geltend machen: 
– dem Gericht, das für Ihren Wohnsitz örtlich zuständig ist oder
– dem Gericht, das für unseren Geschäftssitz örtlich zuständig ist. 

Wir können Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag insbesondere bei folgenden 
Gerichten geltend machen: 
– dem Gericht, das für Ihren Wohnsitz örtlich zuständig ist oder 
–  dem Gericht des Ortes, an dem sich der Sitz oder die Niederlassung Ihres Betriebes 

befindet, wenn Sie den Versicherungsvertrag für Ihren Geschäfts- oder Gewerbe-
betrieb abgeschlossen haben. 

Vertragssprache 
Die maßgebliche Sprache für die Anbahnung des Vertragsverhältnisses, für das 
Vertragsverhältnis selbst und die gesamte Kommunikation ist Deutsch. 

Kontakt 

Es ist uns wichtig, Sie in Ihren Versicherungsangelegenheiten individuell zu beraten. 
Deswegen stehen wir Ihnen jederzeit gern für ein persönliches Gespräch zur Verfü-
gung. Wenn Sie also Fragen zu Ihrem Vertrag haben oder sich solche ergeben, wen-
den Sie sich bitte an die Sie betreuende Agentur oder an die Direktion. Die Anschriften 
finden Sie im Antrag bzw. im Versicherungsschein. 

Eine besondere Leistung unserer Gesellschaft ist der 24-Stunden-Telefonservice 
unter 

0511 5351-513 

Über diese Rufnummer sind wir auch nachts und am Wochenende, an jedem Tag im 
Jahr und rund um die Uhr für Sie zu sprechen. Dies gilt vor allem für Schadenfälle, 
wenn unsere Agentur einmal nicht für Sie erreichbar sein sollte. 

Meinungsverschiedenheiten und Beschwerden

Falls Sie einmal mit unseren Leistungen nicht zufrieden sein sollten, wenden Sie 
sich bitte an Ihre zuständige Agentur. Gern steht Ihnen auch die für Sie zuständige 
Bezirksdirektion oder die Direktion in Hannover mit dem oben namentlich genannten 
Vorstand zur Verfügung.

Versicherungsombudsmann

Wenn Sie als Verbraucher mit unserer Entscheidung nicht zufrieden sind oder eine 
Verhandlung mit uns einmal nicht zu dem von Ihnen gewünschten Ergebnis geführt 
hat, können Sie sich an den Versicherungsombudsmann e.V. wenden.

Versicherungsombudsmann e.V.
Postfach 080632, 10006 Berlin
Telefon: 0800 3696000
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de
Internet: www.versicherungsombudsmann.de

Der Versicherungsombudsmann e.V. ist eine unabhängige und für Verbraucher 
kostenfrei arbeitende Schlichtungsstelle. Wir haben uns verpflichtet, an dem Schlich-
tungsverfahren teilzunehmen.

Verbraucher, die diesen Vertrag online (z. B. über eine Webseite oder per E-Mail)
abgeschlossen haben, können sich mit ihrer Beschwerde auch online an die Plattform 
http://ec.europa.eu/consumers/odr/ wenden. Ihre Beschwerde wird dann über diese 
Plattform an den Versicherungsombudsmann e. V. weitergeleitet.

Versicherungsaufsicht

Sind Sie mit unserer Betreuung nicht zufrieden oder treten Meinungsverschieden-
heiten bei der Vertragsabwicklung auf, können Sie sich auch an die für uns zuständige 
Aufsicht wenden. Als Versicherungsunternehmen unterliegen wir der Aufsicht der 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht.

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)
Sektor Versicherungsaufsicht
Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn
Telefon: 0800 2 100 500
E-Mail: poststelle@bafin.de
Internet:  https://www.bafin.de

Bitte beachten Sie, dass die BaFin keine Schiedsstelle ist und einzelne Streitfälle nicht 
verbindlich entscheiden kann.

Außerdem haben Sie die Möglichkeit den Rechtsweg zu beschreiten.
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Mecklenburgische Versicherungsbedingungen für die  
Bauleistungs-Versicherung – Inhaltsverzeichnis –

Wichtige Anzeigepflichten

Für die Versicherungsverträge gelten neben der Satzung und dem von Ihnen gestellten Antrag nachstehende Versicherungsbedingungen, sofern hierfür 
Versicherungsschutz beantragt wurde. 

Nach § 19 Abs. 5 des Versicherungsvertragsgesetz (VVG) informieren wir Sie hier-
mit über die Folgen einer Verletzung der gesetzlichen Anzeigepflicht.

Sehr geehrte Antragstellerin, sehr geehrter Antragsteller,

damit wir Ihren Versicherungsvertrag ordnungsgemäß prüfen können, ist es 
notwendig, dass Sie die Antragsfragen wahrheitsgemäß und vollständig beantwor-
ten. Es sind auch solche Umstände anzugeben, denen Sie nur geringe Bedeutung 
beimessen.

Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz gefährden, wenn Sie 
unrichtige oder unvollständige Angaben machen. Nähere Einzelheiten zu den 
Folgen einer Verletzung der Anzeigepflicht können Sie der nachstehenden Infor-
mation entnehmen.

Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen?

Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle Ihnen bekannten 
gefahrerheblichen Umstände, nach denen wir in Textform gefragt haben, wahrheits-
gemäß und vollständig anzuzeigen. Wenn wir nach Ihrer Vertragserklärung, aber vor 
Vertragsannahme in Textform nach gefahrerheblichen Umständen fragen, sind Sie 
auch insoweit zur Anzeige verpflichtet.

Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragliche Anzeigepflicht 
verletzt wird?

1. Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes

Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können wir vom Vertrag zurück- 
treten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachweisen, dass weder Vorsatz noch grobe Fahr-
lässigkeit vorliegt.

Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben wir kein Rücktrittsrecht, 
wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn 
auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten.

Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Erklären wir den Rücktritt 
nach Eintritt des Versicherungsfalles, bleiben wir dennoch zur Leistung verpflichtet, 
wenn Sie nachweisen, dass der nicht oder nicht richtig angegebene Umstand

– weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles

–  noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht

ursächlich war. Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn Sie die Anzeigepflicht 
arglistig verletzt haben.

Bei einem Rücktritt steht uns ein Teil des Beitrags zu, welcher der bis zum Wirksam-
werden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht.

2. Kündigung

Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vorvertragliche Anzeige-
pflicht lediglich einfach fahrlässig oder schuldlos verletzt haben, können wir den 
Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.

Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis 
der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen 
hätten.

3. Vertragsänderung

Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den Vertrag auch bei Kennt-
nis der nicht angezeigten Gefahrumstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, 
geschlossen hätten, werden die anderen Bedingungen auf unser Verlangen Ver-
tragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht schuldlos verletzt, werden die ande-
ren Bedingungen erst ab der laufenden Versicherungsperiode Vertrags-bestandteil.

Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 10 % oder schlie-
ßen wir die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, können 
Sie den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung über die 
Vertragsänderung fristlos kündigen. Auf dieses Recht werden wir Sie in unserer 
Mitteilung hinweisen.

4. Ausübung unserer Rechte

Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung 
nur innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt mit dem 
Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von uns geltend 
gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangen. Bei der Ausübung unserer Rechte 
haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir unsere Erklärung stützen. Zur 
Begründung können wir nachträglich weitere Umstände angeben, wenn für diese 
die Frist nach Satz 1 nicht verstrichen ist.

Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertrags-
änderung nicht berufen, wenn wir den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die 
Unrichtigkeit der Anzeige kannten.

Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Vertragsänderung erlöschen 
mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss. Dies gilt nicht für Versicherungs-
fälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt zehn Jahre, wenn 
Sie die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt haben.

5. Stellvertretung durch eine andere Person

Lassen Sie sich bei Vertragsabschluss des Vertrages durch eine andere Person 
vertreten, so sind bezüglich der Anzeigepflicht, des Rücktritts, der Kündigung, der 
Vertragsänderung und der Abschlussfrist für die Ausübung unserer Rechte die 
Kenntnis und Arglist Ihres Stellvertreters als auch Ihre eigene Kenntnis und Arglist 
zu berücksichtigen. Sie können sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich 
oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder dem Stellvertreter 
noch Ihnen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.

 Seite
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Präambel

Die Bauleistungs-Versicherung schützt Sie gegen finanzielle Risiken durch Beschädi-
gungen und Zerstörungen (Sachschäden) von Lieferungen und Leistungen für das im 
Versicherungsschein bezeichnete Bauvorhaben.

Die “Allgemeinen Bedingungen für die Bauleistungs-Versicherung – Mecklenburgi-
sche ABBL 2021“ sind die Vertragsgrundlage für Ihre Bauleistungs-Versicherung. 

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wurde auf die gleichzeitige Verwendung 
geschlechtsspezifischer Sprachformen verzichtet und die männliche Sprachform 
gewählt. Personenbezogene Formulierungen sind geschlechtsneutral zu verstehen. 

Versicherungsnehmer: 
Das sind Sie als unser Vertragspartner und Käufer des Versicherungsschutzes.

Versicherer:
Das sind wir als Ihr Vertragspartner und Anbieter des Versicherungsschutzes.

Versicherungsfall: 
Der Versicherungsfall ist das Ereignis, für das wir Entschädigung leisten. 

Ausschlüsse:
Ein Ausschluss beschreibt eine Gefahr, eine Schadenart oder eine Sache, für die kein 
Versicherungsschutz besteht. 

Ausschlüsse dienen der Abgrenzung des Leistungsversprechens und gewährleisten, 
dass der Versicherungsschutz kalkulierbar bleibt. 

Sie finden diese in den Bedingungen bei der Beschreibung der einzelnen Schäden 
sowie bei der Beschreibung der versicherten Sachen, insbesondere in Nr. A 1 der 
Mecklenburgischen ABBL 2021. 

Obliegenheiten: 
Das sind Ihre Verhaltenspflichten vor, während und nach dem Versicherungsfall. Zum 
Beispiel müssen Sie uns einen Versicherungsfall unverzüglich anzeigen, nachdem 
Sie von diesem Kenntnis erlangt haben. Wenn Sie Obliegenheiten verletzen, gefähr-
den Sie Ihren Versicherungsschutz. 

Allgemeine Bedingungen für die Bauleistungs-Versicherung
(Mecklenburgische ABBL 2021)

Abschnitt A   Besondere Bestimmungen zur Bauleistungs-Versicherung

A 1   Umfang des Versicherungsschutzes

A 1.1  Versicherte und nicht versicherte Sachen

A 1.2  Versicherte und nicht versicherte Gefahren und Schäden

A 1.3  Versicherte Interessen

A 1.4  Versicherungsort

A 2   Versicherungssumme und Aufwendungen

A 2.1  Versicherungswert, Versicherungssumme, Unterversicherung

A 2.2   Versicherte und nicht versicherte Aufwendungen zur Abwendung oder 
Minderung des Schadens

A 3   Entschädigung

A 3.1  Umfang der Entschädigung

A 3.2  Zahlung und Verzinsung der Entschädigung

A 3.3  Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen

A 3.4  Übergang von Ersatzansprüchen

A 4   Weitere Bestimmungen

A 4.1  Sachverständigenverfahren

Abschnitt B Allgemeine Bestimmungen zur Bauleistungs-Versicherung

B 1    Beginn und Ende des Versicherungsschutzes, Regelungen zur 
Beitragszahlung

B 1.1  Beginn des Versicherungsschutzes

B 1.2  Ende des Versicherungsschutzes

B 1.3   Beitragszahlung, Zahlungsperiode, Versicherungsperiode, 
Versicherungsjahr

B 1.4   Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags, Folgen verspäteter Zahlung 
oder Nichtzahlung

B 1.5  Lastschriftverfahren

B 1.6  Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

B 2   Dauer und Ende des Vertrages/Kündigung

B 2.1  Dauer und Ende des Vertrages

B 2.2  Kündigung nach Versicherungsfall

B 3   Anzeigepflicht, Gefahrerhöhung, andere Obliegenheiten

B 3.1   Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder seines Vertreters  
bis zum Vertragsabschluss

B 3.2  Gefahrerhöhung

B 3.3  Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

B 4   Weitere Regelungen

B 4.1  Mehrere Versicherer, Mehrfachversicherung

B 4.2  Versicherung für fremde Rechnung

B 4.3  Erklärungen und Anzeigen, Anschriftenänderung

B 4.4  Vollmacht des Versicherungsvertreters

B 4.5  Verjährung 

B 4.6  Meinungsverschiedenheiten und Gerichtsstände

B 4.7  Anzuwendendes Recht 

B 4.8  Embargobestimmung

B 4.9  Repräsentanten

B 4.10  Salvatorische Bestimmung

Abschnitt A

A 1   Umfang des Versicherungsschutzes

A 1.1  Versicherte und nicht versicherte Sachen 

A 1.1.1  Versicherte Sachen

A 1.1.1.1   Versichert sind alle Lieferungen und Leistungen für das im Versicherungs-
schein bezeichnete Bauvorhaben (Neubauleistung)

A 1.1.1.2   Mitversichert sind Hilfsbauten und Bauhilfsstoffe gemäß Nr. A 3.1.4 sowie 
Baugrund- und Bodenmassen, sofern sie nicht Bestandteil der Liefe-
rungen und Leistungen sind, gemäß Nr. A 3.1.5.

A 1.1.2   Nicht versicherte Sachen

   Nicht versichert sind

(1) medizin- und labortechnische Anlagen;

(2)  Strom- und Energieerzeugungs- / Energieumwandlungsanlagen, Notstrom- 
aggregate, zentrale Batterie- und / oder unterbrechungsfreie Strom-
versorgungsanlagen, sofern sie nicht überwiegend der Versorgung des 
versicherten Bauvorhabens nach dessen Fertigstellung dienen;

(3) Bestandteile von unverhältnismäßig hohem Kunstwert;

(4) Altbauten des Hoch-, Tief- und Ingenieurbaus;

(5) Wechseldatenträger;

(6)  bewegliche und sonstige nicht als wesentliche Bestandteile einzu-
bauende Einrichtungsgegenstände;

(7) maschinelle Einrichtungen für Produktionszwecke;

(8)  Baugeräte einschließlich Zusatzeinrichtungen wie Ausrüstungen, 
Zubehör und Ersatzteile;

(9) Kleingeräte und Handwerkzeuge;

(10)  Vermessungs-, Werkstatt-, Prüf-, Labor- und Funkgeräte sowie Signal- 
und Sicherungsanlagen;

(11)  Gerüste, Stahl-, Aluminium- und Systemschalungen, Schalwagen und 
Vorbaugeräte, ferner Baubüros, Baucontainer, Baubuden, Bau- 
baracken, Werkstätten, Magazine, Labors und Gerätewagen;

(12) Fahrzeuge aller Art;

(13) Akten, Zeichnungen und Pläne;

(14) Pflanzen;

(15)  Bohrungen für die eine Genehmigung nach dem Bundesberggesetz 
(BBergG) erforderlich ist.

A 1.2  Versicherte und nicht versicherte Gefahren und Schäden

A 1.2.1  Versicherte Gefahren und Schäden

Der Versicherer leistet Entschädigung für

A 1.2.1.1  unvorhergesehen eintretende Beschädigungen oder Zerstörungen von 
versicherten Sachen (Sachschaden).

Unvorhergesehen sind Schäden, die der Versicherungsnehmer oder seine 
Repräsentanten oder im Falle der Versicherung für fremde Rechnung 
zusätzlich der Versicherte, der zum Zeitpunkt des Eintritts des Sach- 
schadens die Gefahr trägt, oder dessen Repräsentanten, weder rechtzeitig 
vorhergesehen haben, noch mit dem für die im Betrieb ausgeübte Tätigkeit 
erforderlichen Fachwissen hätten vorhersehen können. Dabei schadet nur 
grobe Fahrlässigkeit, die den Versicherer berechtigt seine Leistungen in 
einem der Schwere des Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu  
kürzen.

A 1.2.1.2  das Abhandenkommen durch Diebstahl mit dem Bauwerk fest verbun-
dener versicherter Bestandteile der Neubauleistung.

A 1.2.2  Nicht versicherte Gefahren und Schäden

Der Versicherer leistet ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen keine 
Entschädigung für Schäden

(1)  durch Brand; Rauch; Ruß; Blitzschlag; Überspannung durch Blitz; 
Explosion; Verpuffung; Implosion; Terrorakte; Anprall oder Absturz eines 
Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner Ladung; Überschalldruckwellen; 
Fahrzeuganprall sowie Schäden durch Kriegsmunition;

Brand ist ein Feuer, das ohne einen bestimmungsgemäßen Herd ent-
standen ist oder ihn verlassen hat und das sich aus eigener Kraft 
auszubreiten vermag.

Ein Schaden durch Rauch oder Ruß liegt vor, wenn Rauch oder Ruß 
plötzlich bestimmungswidrig aus den auf dem Versicherungsort befind-
lichen Feuerungs-, Heizungs-, Koch- oder Trockenanlagen ausge- 
treten ist und unmittelbar auf versicherte Sachen einwirkt.

Blitzschlag ist der unmittelbare Übergang eines Blitzes auf Sachen.

Überspannung durch Blitz ist ein Schaden, der durch Überspannung, 
Überstrom oder Kurzschluss infolge eines Blitzes oder durch sonstige 
atmosphärisch bedingte Elektrizität an versicherten elektrischen Ein-
richtungen und Geräten entsteht.

Explosion ist eine plötzlich verlaufende Kraftäußerung, die auf dem 
Ausdehnungsbestreben von Gasen oder Dämpfen beruht. Die Explo-
sion eines Behälters (Kessel, Rohrleitung usw.) liegt nur vor, wenn 
seine Wandung in einem solchen Umfang zerrissen wird, dass ein 
plötzlicher Ausgleich des Druckunterschieds innerhalb und außerhalb 
des Behälters stattfindet. Wird im Innern eines Behälters eine Explo-
sion durch chemische Umsetzung hervorgerufen, so ist ein Zerreißen 
seiner Wandung nicht erforderlich.

Verpuffung ist eine auf dem Ausdehnungsbestreben von Gasen oder 
Dämpfen beruhende, plötzlich verlaufende Kraftäußerung, die im 
Gegensatz zur Explosion mit geringerer Intensität verläuft und bei der 
in der Regel kein Explosionsknall entsteht.

Implosion ist ein plötzlicher, unvorhergesehener Zusammenfall eines 
Hohlkörpers durch äußeren Überdruck infolge eines inneren Unterdru-
ckes.

Terrorakte sind jegliche Handlungen von Personen oder Personen-
gruppen zur Erreichung politischer, religiöser, ethnischer oder ideo-
logischer Ziele, die geeignet sind, Angst oder Schrecken in der  
Bevölkerung oder Teilen der Bevölkerung zu verbreiten und dadurch 
auf eine Regierung oder staatliche Einrichtungen Einfluss zu nehmen.

Ein Schaden durch eine Überschalldruckwelle liegt vor, wenn sie durch 
ein Luftfahrzeug ausgelöst wurde, das die Schallgrenze durchflogen 
hat und diese Druckwelle unmittelbar auf versicherte Sachen oder auf 
Gebäude, in denen sich versicherte Sachen befinden, einwirkt.

Fahrzeuganprall ist jede unmittelbare Berührung von versicherten 
Gebäuden durch Straßen- und Wasserfahrzeuge, die nicht vom Ver-
sicherungsnehmer bzw. von Bewohnern oder Besuchern des Gebäudes 
gelenkt wurden, oder durch Schienenfahrzeuge. 

Schäden durch Kriegsmunition liegen vor, wenn im Zuge von  
Räumungs- bzw. Entschärfungsmaßnahmen an unentdeckter 
Kriegsmunition („Blindgänger“) oder wenn durch spontane Explosion  
unentdeckter Kriegsmunition versicherte Gebäude oder versicherte 
Sachen zerstört, beschädigt werden oder infolge eines solchen  
Ereignisses abhandenkommen.

(2)  durch Gewässer und/oder durch Grundwasser, das durch Gewässer 
beeinflusst wird;

(3)  durch Baustoffe, die durch eine zuständige Prüfstelle beanstandet oder 
vorschriftswidrig noch nicht geprüft wurden;

(4)  durch Krieg, kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, Revolution, 
Rebellion, Aufstand;

(5)  durch Innere Unruhen; Innere Unruhen sind gegeben, wenn zahlenmä-
ßig nicht unerhebliche Teile der Bevölkerung in einer die öffentliche 
Ruhe und Ordnung störenden Weise in Bewegung geraten und Gewalt 
gegen Personen oder Sachen verüben.

(6) durch Streik, Aussperrung oder Verfügungen von hoher Hand;

Streik ist die gemeinsam planmäßig durchgeführte, auf ein bestimmtes 
Ziel gerichtete Arbeitseinstellung einer verhältnismäßig großen Zahl 
von Arbeitnehmern.

Aussperrung ist die auf ein bestimmtes Ziel gerichtete planmäßige 
Ausschließung einer verhältnismäßig großen Zahl von Arbeitnehmern.

Unter einer Verfügung von hoher Hand versteht man berechtigte oder 
auch unberechtigte Maßnahmen der Staatsgewalt.

(7) durch Kernenergie, nukleare Strahlung oder radioaktive Substanzen;

(8)  durch Vorsatz des Versicherungsnehmers oder seines Repräsentanten;

(9)  durch Vorsatz des Bauherrn, sonstigen Auftraggebers oder Unter-
nehmers, der an dem Vertrag mit dem Auftraggeber beteiligt ist,  
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einschließlich der Subunternehmer oder deren jeweiligen Reprä- 
sentanten;

(10)  durch nicht einsatzbereite oder ausreichend redundante Anlagen 
zur Wasserhaltung; Redundant sind die Anlagen, wenn sie die 
Funktion einer ausgefallenen Anlage ohne zeitliche Verzögerung 
übernehmen können und über eine unabhängige Energieversor-
gung verfügen.

(11)  während und infolge einer Unterbrechung der Arbeiten am  
Versicherungsort oder einem Teil davon, wenn diese bei Eintritt des 
Versicherungsfalls bereits mehr als 3 Monate gedauert hat;

(12)  durch normale Wetter- und / oder Witterungseinflüsse, mit denen  
aufgrund der örtlichen Verhältnisse in einem Dreimonatszeitraum 
gerechnet werden muss. Der Dreimonatszeitraum ist der Monat, 
in dem der Versicherungsfall eintritt zuzüglich des Vormonats und 
des Folgemonats. Normale Wetter- bzw. Witterungseinflüsse sind 
solche, die einmal innerhalb von zehn Jahren an dem Ver- 
sicherungsort in dem Dreimonatszeitraum aufgetreten sind, wobei 
ein Spitzenwert, der für diesen Zeitraum außergewöhnlich ist, 
hierbei unberücksichtigt bleibt. Eine Entschädigung wird jedoch 
geleistet, wenn der Schaden durch Wetter bzw. Witterungsein-
flüsse infolge eines anderen entschädigungspflichtigen Schadens 
entstanden ist.

(13)  durch sämtliche Bestandteile von Schimmelpilzen oder Schwämmen. 
Eine Entschädigung wird jedoch geleistet, wenn der Schaden durch 
Schimmelpilze oder Schwamm infolge eines anderen entschädigungs-
pflichtigen Schadens entstanden ist.

A 1.2.3  Nicht versicherte Schäden

Der Versicherer leistet keine Entschädigung für

(1)  Mängel der versicherten Lieferungen und Leistungen sowie sonstiger 
versicherter Sachen; dies gilt nicht für Schäden an anderen versicher-
ten Lieferungen und Leistungen sowie sonstiger versicherter Sachen 
infolge eines Mangels (Mangelfolgeschäden).

(2)  Abhandenkommen von versicherten Sachen; dies gilt nicht in Fällen 
gemäß Nr. A 1.2.1.2.

(3)  Schäden an Glas-, Metall- oder Kunststoffoberflächen sowie an Ober-
flächen vorgehängter Fassaden durch eine Tätigkeit an diesen 
Sachen;

(4) Undichtigkeit oder Wasserdurchlässigkeit, es sei denn

a)  die Undichtigkeit oder Wasserdurchlässigkeit ist infolge eines  
anderen entschädigungspflichtigen Schadens entstanden,  
 
oder

b)  die Schäden sind an anderen versicherten Sachen infolge von 
Undichtigkeit oder Wasserdurchlässigkeit entstanden;

(5)  Risse im Beton, die infolge von Kriech-, Schwind-, Temperatur- oder 
sonstigen statisch bedingten Spannungen entstanden sind.

A 1.3  Versicherte Interessen

A 1.3.1  Versichert ist das Interesse des Versicherungsnehmers.

A 1.3.2   Versichert sind die Interessen des Bauherrn oder sonstiger Auftraggeber 
sowie aller Unternehmer, die an dem Vertrag mit dem Auftraggeber betei-
ligt sind, einschließlich der Subunternehmer, jeweils mit ihren Lieferungen 
und Leistungen.

A 1.3.3   Maßgeblich für das versicherte Interesse ist, wer zum Zeitpunkt des 
Eintritts des Versicherungsfalls nach vertraglichen oder gesetzlichen 
Bestimmungen die Gefahr für die vom Schaden betroffenen, versicherten 
Lieferungen oder Leistungen oder der sonstigen versicherten Sachen 
trägt.

A 1.3.4   Ansprüche, die dem Versicherungsnehmer, dem Bauherrn oder sonstigen 
Auftraggebern sowie allen versicherten Unternehmern in Zusammenhang 
mit einem entschädigungspflichtigen Schaden zustehen, gehen auf den 
Versicherer über. Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, gilt dies 
auch dann, wenn die Ansprüche sich gegen einen anderen Versicherten 
richten.

A 1.4  Versicherungsort

Versicherungsschutz besteht nur innerhalb des Versicherungsortes. Ver-
sicherungsort sind die im Versicherungsschein bezeichneten räumlichen 
Bereiche.

A 2   Versicherungssumme und Aufwendungen

A 2.1  Versicherungswert, Versicherungssumme, Unterversicherung

A 2.1.1  Versicherungswert

(1)  Der Versicherungswert sind die Kosten der Lieferungen und Leistungen 
für das gesamte versicherte Bauvorhaben einschließlich der Stunden-
lohnarbeiten, der Eigenleistungen des Bauherrn und des Neuwertes 
der Baustoffe und Bauteile sowie hierfür anfallende Kosten für Anlie-
ferung und Abladen.

(2)  Ist der Versicherungsnehmer, der Bauherr oder sonstiger Auftrag-
geber zum Vorsteuerabzug nicht berechtigt, so ist die Mehrwertsteuer 
einzubeziehen.

(3) Nicht berücksichtigt werden

a) Grundstückskosten und Erschließungsgebühren;

b) Kosten für den öffentlich-rechtlichen Teil der Erschließung;

c) Baunebenkosten.

A 2.1.2  Versicherungssumme

Die Versicherungssumme ist der zwischen Versicherer und Versicherungs-
nehmer im Einzelnen vereinbarte Betrag, der dem Versicherungswert  
entsprechen soll. Der Versicherungsnehmer soll die Versicherungssumme 
für die versicherte Sache während der Dauer des Versicherungsverhältnis-
ses dem jeweils gültigen Versicherungswert anpassen. Dies gilt auch, 
wenn werterhöhende Änderungen vorgenommen werden.

A 2.1.3  Unterversicherung

Unterversicherung besteht wenn

(1)  die Versicherungssumme für Lieferungen und Leistungen ohne Ein-
verständnis des Versicherers nicht gemäß Nr. A 2.1.1 gebildet worden 
ist;

(2)  für weitere versicherte Sachen der Versicherungswert zur Zeit des 
Eintritts des Versicherungsfalls höher als die Versicherungssumme ist.

A 2.2   Versicherte und nicht versicherte Aufwendungen zur Abwendung 
und Minderung des Schadens

A 2.2.1  Versicherte Aufwendungen

(1)  Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungs-
nehmer unmittelbar vor und bei Eintritt des Versicherungsfalls den  
Umständen nach zur Abwendung und Minderung des Schadens für 
geboten halten durfte oder die er auf Weisung des Versicherers macht.

(2)  Der Ersatz dieser Aufwendungen und die Entschädigung für versicherte 
Sachen betragen zusammen höchstens die Versicherungssumme je 
vereinbarter Position; dies gilt jedoch nicht, soweit Aufwendungen auf 
Weisung des Versicherers entstanden sind.

(3)  Der Versicherer hat den für die Aufwendungen erforderlichen Betrag 
auf Verlangen des Versicherungsnehmers vorzuschießen.

A 2.2.2  Nicht versicherte Aufwendungen

Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistungen der Feuerwehr oder 
anderer Institutionen, die im öffentlichen Interesse zur Hilfeleistung  
verpflichtet sind, wenn diese Leistungen im öffentlichen Interesse erbracht 
werden.

A 3   Entschädigung

A 3.1  Umfang der Entschädigung

A 3.1.1  Wiederherstellungskosten

(1)  Der Versicherer leistet Entschädigung in Höhe der Kosten, die auf-
gewendet werden müssen, um einen Zustand wiederherzustellen, der 
dem Zustand unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalls technisch 
gleichwertig ist.

(2)  Der Zeitwert von Resten und Altteilen wird angerechnet.

(3)  Führt ein Mangel zu einem entschädigungspflichtigen Schaden, leistet 
der Versicherer keine Entschädigung für Kosten, die auch unabhängig 
von dem Versicherungsfall aufzuwenden gewesen wären.

(4)  Der Versicherer leistet keine Entschädigung für

a) Vermögensschäden;

b)  Mehrkosten durch Änderung der Bauweise, durch Verbesserungen 
gegenüber dem Zustand unmittelbar vor Eintritt des Versicherungs-
falls, durch behelfsmäßige Maßnahmen oder durch Eil-, Express- 
oder Luftfrachten.

A 3.1.2  Lokalisierung von Schadenursachen

Der Versicherer leistet Entschädigung für Kosten zur Lokalisierung von 
Ursachen eines entschädigungspflichtigen Schadens.

Diese Kosten werden nicht entschädigt, wenn die Ursache ein Mangel oder 
die Lokalisierung erfolglos ist.

Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 5.000 € auf Erstes Risiko 
begrenzt.

A 3.1.3  Zusätzliche Aufräumungskosten

Der Versicherer leistet Entschädigung für den Fall, dass infolge von Auf-
räumungskosten die Versicherungssumme überschritten wird.

Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 5.000 € auf Erstes Risiko 
begrenzt.

A 3.1.4  Hilfsbauten und Bauhilfsstoffe

Mitversichert sind Hilfsbauten und Bauhilfsstoffe. 

Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 5.000 € auf Erstes Risiko 
begrenzt.

Bei Totalschäden leistet der Versicherer Entschädigung für das Material 
nur in Höhe des Zeitwertes.

A 3.1.5  Baugrund und Bodenmassen

Mitversichert sind Baugrund und Bodenmassen, soweit sie nicht Bestand-
teil der Lieferungen und Leistungen sind. Versichert sind dabei ausschließlich 
Aufwendungen, um nach einem Versicherungsfall

(a)  den die Bauleistung umgebenden Baugrund zu stabilisieren oder aus-
zutauschen, soweit dies für die Ausführung der versicherten Bauleis-
tungen zwingend erforderlich ist;

(b)  die Bodenmassen, die für die weitere Bauausführung gelagert werden, 
wieder herzustellen oder wieder zu beschaffen;

(c)  Baugrund innerhalb des Versicherungsortes zu dekontaminieren oder 
auszutauschen, den Aushub zu entsorgen oder in die nächstgelegene 
geeignete Deponie zu transportieren und dort abzulagern.

  Nicht versichert sind jedoch Kosten für die Dekontamination und Ent- 
sorgung von Gewässern, Kosten für die Beseitigung von Beeinträchti-
gungen des Grundwassers oder der Natur sowie Emissionen in der Luft.

Nicht versichert sind ferner Aufwendungen aufgrund der Einliefererhaftung.

Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 5.000 € auf Erstes Risiko 
begrenzt.

A 3.1.6   Kosten der Wiederherstellung, die zu Lasten eines versicherten Unter-
nehmers gehen

(1)  Bei Schäden, die zu Lasten eines versicherten Unternehmers gehen, 
der die Neubauleistung ausgeführt hat, leistet der Versicherer für die 
Kosten für Wiederherstellung in eigener Regie des Unternehmers 
Entschädigung ohne Zuschläge für

a) Wagnis und Gewinn;

b) nicht schadenbedingte Baustellengemeinkosten;

c) allgemeine Geschäftskosten.

 Dies gilt auch für Eigenleistungen des Bauherrn.

(2)  Wird nach dem Leistungsverzeichnis abgerechnet, so werden 90 Pro-
zent der Preise ersetzt, die in dem Bauvertrag vereinbart oder auf 
gleicher Grundlage ermittelt worden sind. Durch diesen Prozentsatz ist 
der Ausschluss von Zuschlägen gemäß Nr. (1) berücksichtigt.

(3)  Unabhängig von den Preisen des Bauvertrages kann über die Wieder-
herstellungskosten nur mit Zustimmung des Versicherers abgerechnet 
werden, die jedoch erteilt werden muss, wenn der versicherte Unter-
nehmer sie aus wichtigem Grund verlangt.

(4)  Soweit über Stundenlohnarbeiten unabhängig von den Preisen des 
Bauvertrags abgerechnet werden kann, sind zu ersetzen

a)  die für die Baustelle geltenden tariflichen Stundenlöhne für Bau-, 
Montage und Werkstattarbeiten zuzüglich tariflicher Zulagen;

b)  tarifliche Zuschläge für Überstunden, Sonntags-, Feiertags- und 
Nachtarbeiten, soweit solche Zuschläge als Teil der Lieferungen 
und Leistungen in der Versicherungssumme enthalten sind;

c)  Zuschläge auf die Beträge gemäß a) und b), und zwar in Höhe von 
100 Prozent;

d)  notwendige und schadenbedingte Lohnnebenkosten, soweit sie in 
der Versicherungssumme enthalten sind;

e)  übertarifliche Lohnanteile und Zulagen, soweit solche Kosten als 
Teil der Lieferungen und Leistungen in der Versicherungssumme 
enthalten sind;

f)  Zuschläge auf die Beträge gemäß d) und e), auf Beträge gemäß d) 
jedoch nur, soweit sie lohnsteuerpflichtig sind; der Zuschlag beträgt 
65 Prozent.

(5)  Soweit ein versicherter Unternehmer über das Vorhalten eigener Bau-
geräte für die Zeit ihres Einsatzes zwecks Beseitigung des Schadens 
unabhängig von den Preisen des Bauvertrages abrechnen kann, sind 
zu ersetzen:

a)  150 Prozent der mittleren Abschreibungs- und Verzinsungssätze 
gemäß der durch den Hauptverband der Deutschen Bauindustrie 
herausgegebenen „Baugeräteliste” in ihrer jeweils neuesten  
Fassung;

b) entstandene Kosten für Betriebs- und Schmierstoffe.

  Damit sind die Kosten für Abschreibung und Verzinsung sowie für 
Reparaturen der Baugeräte abgegolten.

(6)  Soweit über Transporte unabhängig von den Preisen des Bau- 
vertrages abgerechnet werden kann, sind die angemessenen orts-
üblichen Kosten zu ersetzen.

(7)  Für Stundenlohnarbeiten sind prüfungsfähige Unterlagen vorzulegen. 
Aus diesen Unterlagen müssen sich ergeben:

a) Art, Zweck und Dauer jeder Arbeitsleistung;

b) die Höhe der tariflichen Stundenlohnsätze;

c)  Art und Höhe etwaiger Lohnzulagen gemäß Nr. (4) a) und Lohn-
nebenkosten gemäß Nr. (4) d);

d)  die Höhe der übertariflichen Löhne und Zulagen sowie der Zuschläge 
für Überstunden, Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit, soweit sie 
gemäß Nrn. (4) b) und (4) e) entschädigungspflichtig sind.

(8) Durch die Zuschläge gemäß Nr. (4) c) sind abgegolten:

a)  lohnabhängige Kosten, insbesondere für tarifliche und gesetzliche 
soziale Aufwendungen, sowie vermögenswirksame Arbeitgeber-
zulagen;

b)  Kosten für Löhne und Gehälter aller Personen, die an der Wieder-
herstellung und Aufräumung nur mittelbar beteiligt sind; die Arbeiten 
von Meistern und Polieren werden wie Stundenlohnarbeiten gemäß 
Nr. (4) a) berücksichtigt;

c)  Kosten für die Beförderung von Personen zur Baustelle und zurück, 
soweit sie nicht Lohnnebenkosten gemäß Nr. (4) d) sind;

d) alle sonstigen schadenbedingten Gemeinkosten;

e) Kosten infolge betrieblicher Störungen;

f)  Kosten für Bauplatzanlagen, ferner für Nebenfrachten und für 
Nebenstoffe in geringen Mengen;

g)  Kosten für das Vorhalten von Handwerkzeugen, Kleingeräten und 
Gerüsten mit einer Standhöhe bis zu 2 m;

h)  Kosten für Einrichtung und Betrieb der Werkstatt (einschließlich 
Gehaltskosten) sowie für das Vorhalten der Werkstatteinrichtung;

i)  Aufwendungen für Verbrauchsstoffe in der Werkstatt.

A 3.1.7  Wiederherstellungskosten durch Lieferungen und Leistungen Dritter

(1)  Lieferungen und Leistungen Dritter kann der versicherte Unternehmer 
für Material und in Ausnahmefällen mit Zustimmung des Versicherers 
auch sonst in Anspruch nehmen.
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(2)  Unter dieser Voraussetzung leistet der Versicherer Entschädi-
gung für den Rechnungsbetrag in den vereinbarten Grenzen 
sowie außerdem pauschal für schadenbedingte Geschäftskosten 
des versicherten Unternehmers, und zwar bei einem Rechnungs-
betrag

a) bis zu 2.500 € in Höhe von 5 Prozent dieses Betrages;

b)  von mehr als 2.500 € in Höhe von 5 Prozent aus 2.500 € zuzüglich  
3 Prozent des Mehrbetrages.

A 3.1.8   Kosten der Wiederherstellung, die nicht zu Lasten eines versicherten 
Unternehmers gehen

Bei Schäden, die nicht zu Lasten eines versicherten Unternehmers 
gehen, der die Bauleistung ausgeführt hat, gelten als entschädi-
gungspflichtige Wiederherstellungskosten nur Aufwendungen für  
Lieferungen und Leistungen Dritter, und zwar in dem Umfang, in dem 
die Rechnungsbeträge schadenbedingt und der Höhe nach angemessen 
sind. Angemessen sind in der Regel die Sätze des Leistungsverzeich-
nisses.

A 3.1.9  Umsatzsteuer

Ist der Auftraggeber zum Vorsteuerabzug nicht berechtigt, so ist die 
Umsatzsteuer nur dann in die Entschädigung einzubeziehen, sofern diese 
nach geltenden Gesetzen tatsächlich anfällt.

A 3.1.10 Grenze der Entschädigung

Die Grenze der Entschädigung je Versicherungsfall ist jede der verein-
barten Versicherungssummen.

A 3.1.11 Entschädigungsberechnung bei Unterversicherung

Wenn Unterversicherung vorliegt, wird nur der Teil des gemäß den Nrn.  
A 3.1.1 bis A 3.1.10 ermittelten Betrages ersetzt, der sich zu dem ganzen 
Betrag verhält, wie die Versicherungssumme zu dem Versicherungs-
wert.

Dies gilt nicht für Versicherungssummen auf Erstes Risiko.

A 3.1.12 Entschädigungsberechnung bei grober Fahrlässigkeit

Haben der Versicherungsnehmer oder seine Repräsentanten oder im Falle 
der Versicherung für fremde Rechnung zusätzlich der Versicherte, der zum 
Zeitpunkt des Eintritts des Versicherungsfalls die Gefahr trägt, oder dessen 
Repräsentanten, den Schaden grob fahrlässig herbeigeführt, wird die Ent-
schädigung in einem der Schwere des Verschuldens entsprechenden 
Verhältnis gekürzt.

A 3.1.13 Selbstbehalt

Der gemäß den Nrn. A 3.1.1 bis Nr. A 3.1.12 ermittelte Betrag wird je 
Versicherungsfall um den vereinbarten Selbstbehalt gekürzt.

Entstehen mehrere Schäden, so wird der Selbstbehalt jeweils einzeln 
abgezogen.

A 3.2  Zahlung und Verzinsung der Entschädigung

A 3.2.1  Fälligkeit der Entschädigung

Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen des Versicherers 
zum Grunde und zur Höhe des Anspruchs abgeschlossen sind.

Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Meldung des Schadens 
den Betrag als Abschlagszahlung beanspruchen, der nach Lage der Sache 
mindestens zu zahlen ist.

A 3.2.2  Verzinsung

Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen Rechtsgrund eine 
weitergehende Zinspflicht besteht:

(1)  Die Entschädigung ist – soweit sie nicht innerhalb eines Monats nach 
Meldung des Schadens geleistet wird – ab Fälligkeit zu verzinsen.

(2)  Der Zinssatz beträgt 4 Prozent pro Jahr.

(3)  Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung fällig.

A 3.2.3  Hemmung

Bei der Berechnung der Fristen gemäß den Nrn. A 3.2.1 und A 3.2.2 ist  
der Zeitraum nicht zu berücksichtigen, in dem infolge Verschuldens des 
Versicherungsnehmers die Entschädigung nicht ermittelt oder nicht  
gezahlt werden kann.

A 3.2.4  Aufschiebung der Zahlung

Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange

(1)  Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungsnehmers 
bestehen;

(2)  ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren gegen den Versi-
cherungsnehmer oder seinen Repräsentanten aus Anlass dieses Ver-
sicherungsfalls noch läuft.

A 3.2.5  Abtretung des Entschädigungsanspruches

Der Entschädigungsanspruch kann vor Fälligkeit nur mit Zustimmung des 
Versicherers abgetreten werden. Die Zustimmung muss erteilt werden, 
wenn der Versicherungsnehmer sie aus wichtigem Grund verlangt 

A 3.3  Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen

Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, wenn der Versiche-
rungsnehmer den Versicherer arglistig über Tatsachen, die für den Grund 
oder die Höhe der Entschädigung von Bedeutung sind, täuscht oder zu 
täuschen versucht.

Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch rechtskräftiges 
Strafurteil gegen den Versicherungsnehmer wegen Betruges oder Betrugs-
versuches festgestellt, so gelten die Voraussetzungen des Satzes 1 als 
bewiesen.

A 3.4  Übergang von Ersatzansprüchen

A 3.4.1  Übergang von Ersatzansprüchen

Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen einen Dritten 
zu, geht dieser Anspruch auf den Versicherer über, soweit der Versicherer 
den Schaden ersetzt.

Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers geltend 
gemacht werden.

Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers gegen eine 
Person, mit der er bei Eintritt des Schadens in häuslicher Gemeinschaft 
lebt, kann der Übergang nicht geltend gemacht werden, es sei denn, diese 
Person hat den Schaden vorsätzlich verursacht.

A 3.4.2  Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüchen

Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder ein zur Siche-
rung dieses Anspruchs dienendes Recht unter Beachtung der geltenden 
Form- und Fristvorschriften zu wahren und nach Übergang des Ersatz- 
anspruchs auf den Versicherer bei dessen Durchsetzung durch den Ver-
sicherer soweit erforderlich mitzuwirken.

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit vorsätzlich, ist der 
Versicherer zur Leistung insoweit nicht verpflichtet, als er infolge dessen 
keinen Ersatz von dem Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob fahr- 
lässigen Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine 
Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungs-
nehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das 
Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.

A 4   Weitere Bestimmungen

A 4.1  Sachverständigenverfahren

A 4.1.1  Feststellung der Schadenhöhe

Der Versicherungsnehmer kann nach Eintritt des Versicherungsfalls ver-
langen, dass der Schaden in einem Sachverständigenverfahren festgestellt 
wird. Ein solches Sachverständigenverfahren können Versicherer und 
Versicherungsnehmer auch gemeinsam vereinbaren.

A 4.1.2  Weitere Feststellungen

Das Sachverständigenverfahren kann durch Vereinbarung auf weitere 
Feststellungen zum Versicherungsfall ausgedehnt werden.

A 4.1.3  Verfahren vor Feststellung

(1)  Jede Partei hat in Textform (z. B. E-Mail, Telefax, Brief) einen Sachver-
ständigen zu benennen. Eine Partei, die ihren Sachverständigen 
benannt hat, kann die andere unter Angabe des von ihr genannten 
Sachverständigen in Textform (z. B. E-Mail, Telefax, Brief) auffordern, 
den zweiten Sachverständigen zu benennen. Wird der zweite Sachver-
ständige nicht innerhalb von zwei Wochen nach Zugang der Auffor-
derung benannt, so kann ihn die auffordernde Partei durch das für den 
Schadenort zuständige Amtsgericht ernennen lassen. In der Aufforde-
rung durch den Versicherer ist der Versicherungsnehmer auf diese 
Folge hinzuweisen.

(2)  Der Versicherer darf als Sachverständigen keine Person benennen, 
die Mitbewerber des Versicherungsnehmers ist oder mit ihm in  
dauernder Geschäftsverbindung steht, ferner keine Person, die bei 
Mitbewerbern oder Geschäftspartnern angestellt ist oder mit ihnen in 
einem ähnlichen Verhältnis steht.

(3)  Beide Sachverständige benennen in Textform (z. B. E-Mail, Telefax, 
Brief) vor Beginn ihrer Feststellungen einen dritten Sachverständigen 
als Obmann. Die Regelung unter (2) gilt entsprechend für die Benen-
nung eines Obmannes durch die Sachverständigen. Einigen sich die 
Sachverständigen nicht, so wird der Obmann auf Antrag einer Partei 
durch das für den Schadenort zuständige Amtsgericht ernannt.

A 4.1.4  Feststellung

Die Feststellungen des Sachverständigen müssen enthalten:

(1)  die ermittelten oder vermuteten Ursachen und den Zeitpunkt, von dem 
an der Sachschaden für den Versicherungsnehmer nach den  
anerkannten Regeln der Technik frühestens erkennbar war;

(2)  den Umfang der Beschädigung und der Zerstörung, insbesondere

a)  ein Verzeichnis der abhanden gekommenen, zerstörten und 
beschädigten versicherten Sachen mit deren Werten unmittelbar vor 
dem Schaden sowie deren Neuwerten zur Zeit des Schadens;

b)  die für die Wiederbeschaffung oder Wiederherstellung in den 
Zustand vor Schadeneintritt erforderlichen Kosten;

c)  die Restwerte der vom Schaden betroffenen Sachen.

(3)  die nach dem Versicherungsschein versicherten Kosten.

A 4.1.5  Verfahren nach Feststellung

Der Sachverständige übermittelt seine Feststellungen beiden Parteien 
gleichzeitig. Weichen die Feststellungen der Sachverständigen vonein-
ander ab, so übergibt der Versicherer sie unverzüglich dem Obmann. Dieser 
entscheidet über die streitig gebliebenen Punkte innerhalb der durch die 
Feststellungen der Sachverständigen gezogenen Grenzen und übermittelt 
seine Entscheidung beiden Parteien gleichzeitig.

Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Obmannes sind für 
die Vertragsparteien verbindlich, wenn nicht nachgewiesen wird, dass 
sie offenbar von der wirklichen Sachlage erheblich abweichen. Aufgrund 
dieser verbindlichen Feststellungen berechnet der Versicherer die Ent-
schädigung.

Im Falle unverbindlicher Feststellungen erfolgen diese durch gerichtliche 
Entscheidung. Dies gilt auch, wenn die Sachverständigen die Feststellung 
nicht treffen können oder wollen oder sie verzögern.

A 4.1.6  Kosten

Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, trägt jede Partei die Kosten ihres 
Sachverständigen. Die Kosten des Obmannes tragen beide Parteien je zur 
Hälfte.

A 4.1.7  Obliegenheiten

Durch das Sachverständigenverfahren werden die Obliegenheiten des 
Versicherungsnehmers nicht berührt. 

 
Abschnitt B 

B 1    Beginn und Ende des Versicherungsschutzes, Regelungen zur 
Beitragszahlung

B 1.1  Beginn des Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein ange-
gebenen Zeitpunkt. Dies gilt vorbehaltlich der Regelungen über die 
Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung des Erst- oder Einmal-
beitrags.

B 1.2  Ende des Versicherungsschutzes

B 1.2.1   Der Versicherungsschutz endet:

(1)  Im Hochbau

a) mit der Bezugsfertigkeit oder

b) nach Ablauf von sechs Werktagen seit Beginn der Benutzung oder

c) mit dem Tage der behördlichen Gebrauchsabnahme.

(2)  Im Tief- und Ingenieurbau

a) mit der Betriebsfertigkeit.

  Betriebsfertig ist eine Sache, sobald sie zur betrieblichen Nutzung 
bereit ist oder sich in Betrieb befindet oder

b)  mit dem Zeitpunkt, in dem sie vom Bauherren abgenommen werden 
oder gemäß Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen 
(VOB) Teil B, in der bei Abschluss des Bauvertrages aktuellen 
Fassung, als abgenommen gelten.

 Maßgebend ist der früheste dieser Zeitpunkte. Für Restarbeiten besteht 
weiterhin Versicherungsschutz.

 Liegen vorstehende Voraussetzungen nur für eines von mehreren  
Bauwerken oder für einen Teil eines Bauwerkes vor, so endet der Ver-
sicherungsschutz für dieses von mehreren Bauwerken oder für diesen Teil 
eines Bauwerkes.

B 1.2.2   An fertig gestellten Bauteilen von Bauwerken endet der Versicherungs-
schutz für Schäden durch Leitungswasser und Sturm, die zu Lasten des 
Auftraggebers gehen erst, wenn die Voraussetzungen gemäß Nr. B 1.2.1 
für das ganze Bauwerk vorliegen. 

Leitungswasser ist Wasser, das aus den Zu- und Ableitungsrohren, den 
sonstigen Einrichtungen der Wasserversorgung oder aus Heizungs- und 
Klimaanlagen bestimmungswidrig ausgetreten ist. 

Als Leitungswasser gelten auch Betriebsflüssigkeiten aus Heizungs- oder 
Klimaanlagen sowie Wasserdampf. Ausgenommen davon sind die Flüssig-
keiten, die zur Energieerzeugung bestimmt sind.

Sturm ist eine wetterbedingte Luftbewegung, die nicht normalen Wetter- 
und/ oder Witterungsverhältnissen, mit denen wegen der Jahreszeit und 
der örtlichen Verhältnisse gerechnet werden muss, entspricht.

B 1.2.3   Der Versicherungsschutz endet spätestens zu dem im Versicherungs-
schein angegebenen Zeitpunkt. Vor Ende des Versicherungsschutzes 
kann der Versicherungsnehmer die Verlängerung des Versicherungs-
schutzes beantragen.

B 1.3  Beitragszahlung, Zahlungsperiode, Versicherungsjahr

B 1.3.1  Beitragszahlung

Die Beiträge werden im Voraus als Einmalbeitrag gezahlt. 

B 1.3.2  Zahlungsperiode

Die Zahlungsperiode umfasst, je nach Vereinbarung, bei Monatsbeiträgen 
einen Monat, bei Vierteljahresbeiträgen ein Vierteljahr, bei Halbjahres- 
beiträgen ein Halbjahr und bei Jahresbeiträgen ein Jahr.

Beim Einmalbeitrag entspricht die Zahlungsperiode der vereinbarten Ver-
tragsdauer. 

Die Vertragsdauer, die sich von der Zahlungsperiode unterscheiden kann, 
ist in Nr. B 2.1 geregelt.

B 1.3.3  Versicherungsperiode

Die Zahlungsperiode gemäß Nr. B 1.3.2 ist die Versicherungsperiode nach 
§ 12 Versicherungsvertragsgesetz. 

B 1.3.4  Versicherungsjahr

Das Versicherungsjahr beträgt ein Jahr. Besteht die vereinbarte Vertrags-
dauer nicht aus ganzen Jahren, wird das erste Versicherungsjahr ent-
sprechend verkürzt. Die folgenden Versicherungsjahre bis zum vereinbarten 
Vertragsablauf sind jeweils ganze Jahre.

B 1.4   Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags, Folgen verspäteter Zahlung 
oder Nichtzahlung

B 1.4.1  Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags

Der erste oder einmalige Beitrag ist unverzüglich nach dem Zeitpunkt des ver-
einbarten und im Versicherungsschein angegebenen Versicherungsbeginns 
zu zahlen. Dies gilt unabhängig von dem Bestehen eines Widerrufrechts.

Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns vor Vertrags-
schluss, ist der erste oder einmalige Beitrag unverzüglich nach Vertrags-
schluss zu zahlen.

Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach dem in Absatz 1 
oder 2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst, nach-
dem die Zahlung veranlasst ist.
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Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versicherungsnehmers 
oder getroffenen Vereinbarungen ab, ist der erste oder einmalige Beitrag 
frühestens einen Monat nach Zugang des Versicherungsscheins zu 
zahlen.

B 1.4.2  Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug

Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht rechtzeitig gemäß Nr. B 1.4.1 
gezahlt, so kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, solange der 
Versicherungsnehmer die Zahlung nicht veranlasst hat.

Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer die 
Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

B 1.4.3  Leistungsfreiheit des Versicherers

Wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht 
rechtzeitig gemäß Nr. B 1.4.1 zahlt, so ist der Versicherer für einen vor 
Zahlung des Beitrags eingetretenen Versicherungsfall nicht zur Leistung ver- 
pflichtet. Voraussetzung ist, dass er den Versicherungsnehmer durch 
gesonderte Mitteilung in Textform (z.  B. E-Mail, Telefax oder Brief) oder 
durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechts-
folge der Nichtzahlung des Beitrags aufmerksam gemacht hat.

Die Leistungsfreiheit tritt nur ein, wenn der Versicherungsnehmer die 
Nichtzahlung zu vertreten hat.

B 1.5  Lastschriftverfahren

B 1.5.1  Rechtzeitige Zahlung

Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die Zahlung 
als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Fälligkeitstag eingezogen werden 
kann und der Versicherungsnehmer einer berechtigten Einziehung nicht 
widerspricht.

Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungsnehmers vom 
Versicherer nicht eingezogen werden, ist die Zahlung auch dann noch recht-
zeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in Textform (z. B. E-Mail, Telefax 
oder Brief) abgegebenen Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt.

B 1.5.2  Beendigung des Lastschriftverfahrens

Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Versicherungs-
nehmer das SEPA-Lastschriftmandat widerrufen hat, oder hat der Ver-
sicherungsnehmer aus anderen Gründen zu vertreten, dass der Beitrag 
nicht eingezogen werden kann, ist der Versicherer berechtigt, künftig  
Zahlung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen.

Der Versicherungsnehmer ist zur Übermittlung des Beitrags erst verpflichtet, 
wenn er vom Versicherer hierzu in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder 
Brief) aufgefordert worden ist. 

Durch die Kreditinstitute erhobene Bearbeitungsgebühren für einen fehl-
geschlagenen SEPA-Lastschrifteinzug können dem Versicherungsnehmer 
in Rechnung gestellt werden.

B 1.6  Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

B 1.6.1  Allgemeiner Grundsatz

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrags steht dem Versicherer nur der-
jenige Teil des Beitrags zu, der dem Zeitraum entspricht, in dem der Ver-
sicherungsschutz bestanden hat.

B 1.6.2   Beitrag oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktritt, Anfechtung und 
fehlendem versicherten Interesse

B 1.6.2.1  Widerruft der Versicherungsnehmer seine Vertragserklärung innerhalb 
von 14 Tagen, hat der Versicherer nur den auf die Zeit nach Zugang 
der Widerrufserklärung entfallenden Teil der Beiträge zu erstatten. Vor-
aussetzung ist, dass der Versicherer in der Widerrufsbelehrung auf das 
Widerrufsrecht, die Rechtsfolgen des Widerrufs und den zu zahlenden 
Betrag hingewiesen und der Versicherungsnehmer zugestimmt hat, dass 
der Versicherungsschutz vor Ende der Widerrufsfrist beginnt.

B 1.6.2.2  Tritt der Versicherer wegen Verletzung einer vorvertraglichen Anzeige-
pflicht vom Versicherungsvertrag zurück, so steht ihm der Beitrag bis zum 
Zugang der Rücktrittserklärung zu.

B 1.6.2.3  Wird der Versicherungsvertrag durch Anfechtung des Versicherers wegen 
arglistiger Täuschung beendet, so steht dem Versicherer der Beitrag bis 
zum Zugang der Anfechtungserklärung zu.

B 1.6.2.4  Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung voll-
ständig und dauerhaft weg, steht dem Versicherer der Beitrag zu, den 
er hätte beanspruchen können, wenn die Versicherung nur bis zu dem 
Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem der Versicherer vom Wegfall 
des Interesses Kenntnis erlangt hat.

B 1.6.2.5  Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung des Beitrags verpflichtet, wenn 
das versicherte Interesse bei Beginn der Versicherung nicht besteht, oder 
wenn das Interesse bei einer Versicherung, die für ein künftiges Unterneh-
men oder für ein anderes künftiges Interesse genommen ist, nicht entsteht. 
Der Versicherer kann jedoch eine angemessene Geschäftsgebühr verlangen

B 2   Dauer und Ende des Vertrages/Kündigung

B 2.1  Dauer und Ende des Vertrages

B 2.1.1  Vertragsdauer

Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angegebenen Zeitraum 
abgeschlossen. Der Vertrag endet mit dem Ende des Versicherungs-
schutzes gemäß Nr. B 1.2, spätestens jedoch mit dem im Versicherungs-
schein angegebenen Zeitpunkt.

B 2.2  Kündigung nach dem Versicherungsfall

B 2.2.1  Kündigungsrecht

Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalls kann jede der Vertragsparteien 
den Versicherungsvertrag kündigen. Die Kündigung ist in Textform (z. B. 
E-Mail, Telefax oder Brief) zu erklären. Die Kündigung ist nur bis zum 
Ablauf eines Monats seit dem Abschluss der Verhandlungen über die  
Entschädigung zulässig.

B 2.2.2  Kündigung durch Versicherungsnehmer

Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung mit ihrem Zugang 
beim Versicherer wirksam. 

B 2.2.3  Kündigung durch Versicherer

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang 
beim Versicherungsnehmer wirksam.

B 3   Anzeigepflicht, Gefahrerhöhung, andere Obliegenheiten

B 3.1   Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder seines Vertreters 
bis zum Vertragsschluss

B 3.1.1   Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahrerhebliche 
Umstände

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung 
dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstände anzuzeigen, nach 
denen der Versicherer in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) gefragt 
hat und die für den Entschluss des Versicherers erheblich sind, den Vertrag 
mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen. Diese Anzeigepflicht gilt auch 
dann, wenn der Versicherer dem Versicherungsnehmer nach seiner  
Vertragserklärung, aber vor der Vertragsannahme Fragen im Sinn von  
Satz 1 in Textform stellt.

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers geschlos-
sen, so sind bei der Anwendung von Absatz 1 und Nr. B 3.1.2 sowohl die 
Kenntnis und die Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis und die Arglist 
des Versicherungsnehmers zu berücksichtigen.

Der Versicherungsnehmer kann sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht 
vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn 
weder dem Vertreter noch dem Versicherungsnehmer Vorsatz oder grobe 
Fahrlässigkeit zur Last fällt.

B 3.1.2  Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht

B 3.1.2.1 Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht gemäß Nr. B 3.1.1 
Absatz 1, kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten. Im Fall des 
Rücktritts besteht auch für die Vergangenheit kein Versicherungsschutz.

Der Versicherer hat jedoch kein Rücktrittsrecht, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass er die unrichtigen oder unvollständigen Angaben 
weder vorsätzlich noch grob fahrlässig gemacht hat.

Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger Verletzung 
der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht  
angezeigten Umstände zu gleichen oder anderen Bedingungen geschlos-
sen hätte.

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls zurück, darf er 
den Versicherungsschutz nicht versagen, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass der unvollständig oder unrichtig angezeigte Umstand 
weder für den Eintritt des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder 
den Umfang der Leistung ursächlich war. Auch in diesem Fall besteht aber 
kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer die Anzeige-
pflicht arglistig verletzt hat.

B 3.1.2.2 Kündigung

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht gemäß Nr. B 3.1.1 
Absatz 1 leicht fahrlässig oder schuldlos, kann der Versicherer den Vertrag 
kündigen.

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht 
angezeigten Umstände zu gleichen oder anderen Bedingungen geschlos-
sen hätte.

B 3.1.2.3 Vertragsänderung

Hat der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht gemäß Nr. B  3.1.1 
Absatz 1 nicht vorsätzlich verletzt und hätte der Versicherer bei Kenntnis der 
nicht angezeigten Gefahrumstände den Vertrag auch zu anderen Bedin-
gungen geschlossen, so werden die anderen Bedingungen auf Verlangen 
des Versicherers rückwirkend Vertragsbestandteil. Bei einer vom Versiche-
rungsnehmer unverschuldeten Pflichtverletzung werden die anderen 
Bedingungen ab der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.

Erhöht sich durch eine Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 10 Prozent 
oder schließt der Versicherer die Gefahrabsicherung für den nicht  
angezeigten Umstand aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag 
innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne 
Einhaltung einer Frist kündigen. In dieser Mitteilung hat der Versicherer den 
Versicherungsnehmer auf dessen Kündigungsrecht hinzuweisen.

B 3.1.3  Frist und Form für die Ausübung der Rechte des Versicherers

Die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung muss 
der Versicherer innerhalb eines Monats in Textform (z. B E-Mail, Telefax 
oder Brief) geltend machen. Dabei hat er die Umstände anzugeben, auf die 
er seine Erklärung stützt. Zur Begründung kann er nachträglich weitere 
Umstände innerhalb eines Monats nach deren Kenntniserlangung angeben. 

Die Monatsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer von der 
Verletzung der Anzeigepflicht und der Umstände Kenntnis erlangt, die das 
von ihm jeweils geltend gemachte Recht begründen.

B 3.1.4  Hinweispflicht des Versicherers

Die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung  
stehen dem Versicherer nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch 
gesonderte Mitteilung in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) auf die 
Folgen der Verletzung der Anzeigepflicht hingewiesen hat.

B 3.1.5  Ausschluss von Rechten des Versicherers

Der Versicherer kann sich auf seine Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung 
oder zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn er den nicht angezeigten 
Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte.

B 3.1.6  Anfechtung

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung 
anzufechten, bleibt bestehen.

B 3.1.7  Erlöschen der Rechte des Versicherers

Die Rechte des Versicherers zum Rücktritt, zur Kündigung und zur  
Vertragsänderung erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertrags-
schluss. Diese Rechte erlöschen nicht für Versicherungsfälle, die vor 
Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt zehn Jahre, wenn der 
Versicherungsnehmer oder sein Vertreter die Anzeigepflicht vorsätzlich 
oder arglistig verletzt hat.

B 3.2  Gefahrerhöhung

B 3.2.1  Begriff der Gefahrerhöhung

B 3.2.1.1  Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der Vertragserklärung 
des Versicherungsnehmers die tatsächlich vorhandenen Umstände so 
verändert werden, dass der Eintritt des Versicherungsfalls oder eine 
Vergrößerung des Schadens oder die ungerechtfertigte Inanspruchnahme 
des Versicherers wahrscheinlicher wird.

B 3.2.1.2  Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere – aber nicht nur – vorliegen, 
wenn sich ein gefahrerheblicher Umstand ändert, nach dem der Versicherer 
vor Vertragsschluss gefragt hat.

B 3.2.1.3  Eine Gefahrerhöhung gemäß Nr. B 3.2.1.1 liegt nicht vor, wenn sich die Gefahr 
nur unerheblich erhöht hat oder nach den Umständen als mitversichert gelten soll.

B 3.2.2  Pflichten des Versicherungsnehmers

B 3.2.2.1  Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versicherungsnehmer 
ohne vorherige Zustimmung des Versicherers keine Gefahrerhöhung 
vornehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten.

B 3.2.2.2  Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er ohne vorherige 
Zustimmung des Versicherers eine Gefahrerhöhung vorgenommen oder 
gestattet hat, so muss er diese dem Versicherer unverzüglich anzeigen.

B 3.2.2.3  Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Vertragserklärung unab-
hängig von seinem Willen eintritt, muss der Versicherungsnehmer dem 
Versicherer unverzüglich anzeigen, nachdem er von ihr Kenntnis erlangt 
hat.

B 3.2.3  Kündigung oder Vertragsänderung durch den Versicherer

B 3.2.3.1 Kündigungsrecht

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung gemäß Nr. B 3.2.2.1, 
kann der Versicherer den Vertrag fristlos kündigen, wenn der Versiche-
rungsnehmer seine Verpflichtung vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt 
hat. Das Nichtvorliegen von Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit hat der 
Versicherungsnehmer zu beweisen.

Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, kann der Versicherer 
unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.

Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den Fällen gemäß den  
Nrn. B 3.2.2.2 und B 3.2.2.3 bekannt, kann er den Vertrag unter Einhaltung 
einer Frist von einem Monat kündigen.

B 3.2.3.2 Vertragsänderung

Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem Zeitpunkt der Gefahr-
erhöhung einen seinen Geschäftsgrundsätzen entsprechenden erhöhten 
Beitrag verlangen oder die Absicherung der erhöhten Gefahr ausschließen.

Erhöht sich der Beitrag als Folge der Gefahrerhöhung um mehr als 10 
Prozent oder schließt der Versicherer die Absicherung der erhöhten Gefahr 
aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines 
Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung 
einer Frist kündigen. In der Mitteilung hat der Versicherer den Versiche-
rungsnehmer auf dieses Kündigungsrecht hinzuweisen.

B 3.2.4  Erlöschen der Rechte des Versicherers

Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Vertragsanpassung 
gemäß Nr. B 3.2.3 erlöschen, wenn diese nicht innerhalb eines Monats ab 
Kenntnis des Versicherers von der Gefahrerhöhung ausgeübt werden 
oder wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung 
bestanden hat.

B 3.2.5  Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung

B 3.2.5.1  Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall ein, so ist der Ver-
sicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungs nehmer 
seine Pflichten gemäß Nr. B  3.2.2.1 vorsätzlich verletzt hat. Verletzt 
der Versicherungsnehmer diese Pflichten grob fahrlässig, so ist der  
Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das 
der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht. 
Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungs-
nehmer zu beweisen.

B 3.2.5.2  Nach einer Gefahrerhöhung gemäß den Nrn. B 3.2.2.2 und B 3.2.2.3 ist 
der Versicherer für einen Versicherungsfall, der später als einen Monat 
nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte 
zugegangen sein müssen, leistungsfrei, wenn der Versicherungsnehmer 
seine Anzeigepflicht vorsätzlich verletzt hat. Hat der Versicherungs- 
nehmer seine Pflicht grob fahrlässig verletzt, so gilt Nr. B 3.2.5.1 Satz 2 
und 3 entsprechend. Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, 
wenn ihm die Gefahrerhöhung zu dem Zeitpunkt, zu dem ihm die Anzeige 
hätte zugegangen sein müssen, bekannt war.

B 3.2.5.3  Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, soweit der Ver-
sicherungsnehmer nachweist, dass die Gefahrerhöhung nicht ursächlich 
für den Eintritt des Versicherungsfalls oder den Umfang der Leistungs-
pflicht war oder

a)  wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalls die Frist für die 
Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine Kündigung nicht 
erfolgt war oder

b)  wenn der Versicherer statt der Kündigung ab dem Zeitpunkt der 
Gefahrerhöhung einen seinen Geschäftsgrundsätzen entsprechend 
erhöhten Beitrag verlangt.

B 3.3  Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

B 3.3.1  Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalls

(1)  Der Versicherungsnehmer hat vor Eintritt des Versicherungsfalls die 
notwendigen Informationen über die Eigenschaften oder Veränderun-
gen des Baugrunds und die Grundwasserverhältnisse einzuholen und 
zu beachten, insbesondere:
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a)  Sofern Schäden durch aggressives Grundwasser möglich sind, sind 
rechtzeitig eine Erst- und, falls erforderlich, eine Kontrollanalyse 
durchzuführen und deren Ergebnis zu beachten;

b)  sofern die Gefahr des Aufschwimmens besteht, sind die Lieferungen 
und Leistungen durch ausreichende und funktionsfähige Flutungs-
möglichkeiten oder Ballast zu sichern;

c)  in Bergbaugebieten sind die Baupläne vor Baubeginn dem Bergbau-
Berechtigten und der zuständigen Bergbehörde vorzulegen. Auf-
lagen dieser Behörde sind zu entsprechen.

(2)  eine gänzliche Unterbrechung der Arbeiten auf dem Baugrundstück 
oder eines Teils davon dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen;

(3)  alle sonstigen vertraglich vereinbarten Obliegenheiten einzuhalten;

(4)  Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder grobfahrlässig eine 
Obliegenheit, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles gegenüber 
dem Versicherer zu erfüllen hat, so kann der Versicherer innerhalb 
eines Monats, nachdem er von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, 
den Vertrag fristlos kündigen.

  Das Kündigungsrecht des Versicherers ist ausgeschlossen, wenn der 
Versicherungsnehmer beweist, dass er die Obliegenheit weder vor-
sätzlich noch grob fahrlässig verletzt hat.

B 3.3.2  Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versicherungsfalls

Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt des Versicherungsfalls 
folgende Obliegenheiten zu erfüllen:

Er hat nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Schadens zu 
sorgen. Dabei hat der Versicherungsnehmer Weisungen des Versicherers, 
soweit für ihn zumutbar, zu befolgen sowie Weisungen – ggf. auch 
mündlich oder telefonisch – einzuholen, wenn die Umstände dies gestatten. 
Erteilen mehrere an dem Versicherungsvertrag beteiligte Versicherer 
unterschiedliche Weisungen, hat der Versicherungsnehmer nach pflicht-
gemäßem Ermessen zu handeln.

Der Versicherungsnehmer hat:

(1)  dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er von ihm Kenntnis 
erlangt hat, unverzüglich – ggf. auch mündlich oder telefonisch – 
anzuzeigen;

(2)  Schäden durch strafbare Handlungen gegen das Eigentum unver-
züglich der Polizei anzuzeigen;

(3)  dem Versicherer und der Polizei unverzüglich ein Verzeichnis der 
abhanden gekommenen Sachen einzureichen;

(4)  das Schadenbild so lange unverändert zu lassen, bis die Schadenstelle 
oder die beschädigten Sachen durch den Versicherer freigegeben 
worden sind. Sind Veränderungen unumgänglich, ist das Schadenbild 
nachvollziehbar zu dokumentieren (z.  B. durch Fotos) und die  
beschädigten Sachen bis zu einer Besichtigung durch den Versicherer 
aufzubewahren;

(5)  soweit möglich dem Versicherer unverzüglich jede Auskunft zu erteilen, 
die zur Feststellung des Versicherungsfalls oder des Umfanges der 
Leistungspflicht des Versicherers erforderlich ist sowie jede Unter-
suchung über Ursache und Höhe des Schadens und über den Umfang 
der Entschädigungspflicht zu gestatten;

(6)  vom Versicherer angeforderte Belege beizubringen, deren Beschaffung 
ihm billigerweise zugemutet werden kann.

Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des Versicherers einem 
anderen als dem Versicherungsnehmer zu, so hat dieser die Obliegenheiten 
gemäß den Nrn. B 3.3.2 (1) und B 3.3.2 (2) ebenfalls zu erfüllen – soweit 
ihm dies nach den tatsächlichen und rechtlichen Umständen möglich ist.

B 3.3.3  Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung

B 3.3.3.1  Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit gemäß den Nrn. B 3.3.1 
oder B 3.3.2 vorsätzlich, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur 
Leistung frei. Bei grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist der 
Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das 
der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht.

B 3.3.3.2  Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt des Versicherungsfalls 
bestehende Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit, ist der Versicherer 
nur dann vollständig oder teilweise leistungsfrei, wenn er den Versi-
cherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform (z.  B. E-Mail, 
Telefax oder Brief) auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.

B 3.3.3.3  Der Versicherer bleibt zur Leistung verpflichtet, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass er die Obliegenheit nicht grob fahrlässig 

verletzt hat. Dies gilt auch, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die 
Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den 
Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war. Das 
gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig 
verletzt hat.

B 4   Weitere Regelungen

B 4.1  Mehrere Versicherer, Mehrfachversicherung

B 4.1.1  Anzeigepflicht

Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr 
versichert, ist verpflichtet, dem Versicherer die andere Versicherung 
unverzüglich mitzuteilen. In der Mitteilung sind der andere Versicherer und 
die Versicherungssumme anzugeben. 

Falls keine Versicherungssumme vereinbart ist, ist stattdessen der Ver-
sicherungsumfang anzugeben.

B 4.1.2  Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht

Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht gemäß Nr. B  4.1.1 
vorsätzlich oder grob fahrlässig, ist der Versicherer unter den in Nr. B 3.3 
beschriebenen Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt oder auch  
ganz oder teilweise leistungsfrei. Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn der 
Versicherer vor Eintritt des Versicherungsfalls Kenntnis von der anderen  
Versicherung erlangt hat.

B 4.1.3  Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversicherung

B 4.1.3.1  Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr 
versichert und übersteigen die Versicherungssummen zusammen den 
Versicherungswert oder übersteigt aus anderen Gründen die Summe der 
Entschädigungen, die von jedem Versicherer ohne Bestehen der anderen 
Versicherung zu zahlen wären, den Gesamtschaden, liegt eine Mehrfach-
versicherung vor.

B 4.1.3.2  Die Versicherer sind in der Weise als Gesamtschuldner verpflichtet, 
dass jeder für den Betrag aufzukommen hat, dessen Zahlung ihm nach 
seinem Vertrage obliegt; der Versicherungsnehmer kann aber im Ganzen 
nicht mehr als den Betrag des ihm entstandenen Schadens verlangen. 
Satz 1 gilt entsprechend, wenn die Verträge bei demselben Versicherer 
bestehen.

Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versicherte aus anderen Ver-
sicherungsverträgen Entschädigung für denselben Schaden, so ermäßigt 
sich der Anspruch aus dem vorliegenden Vertrag in der Weise, dass die 
Entschädigung aus allen Verträgen insgesamt nicht höher ist, als wenn 
der Gesamtbetrag der Versicherungssummen, aus denen die Beiträge 
errechnet wurden, nur in diesem Vertrag in Deckung gegeben worden 
wäre.

Bei Vereinbarung von Entschädigungsgrenzen ermäßigt sich der Anspruch 
in der Weise, dass aus allen Verträgen insgesamt keine höhere Entschä-
digung zu leisten ist, als wenn der Gesamtbetrag der Versicherungssummen 
in diesem Vertrag in Deckung gegeben worden wäre.

B 4.1.3.3  Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversicherung in der 
Absicht geschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögens-
vorteil zu verschaffen, ist jeder in dieser Absicht geschlossene Vertrag 
nichtig.

Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von 
den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt.

B 4.1.4  Beseitigung der Mehrfachversicherung

B 4.1.4.1  Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den die Mehrfach-
versicherung entstanden ist, ohne Kenntnis von dem Entstehen der 
Mehrfachversicherung geschlossen, kann er verlangen, dass der später 
geschlossene Vertrag aufgehoben oder die Versicherungssumme unter 
verhältnismäßiger Minderung des Beitrages auf den Teilbetrag herab-
gesetzt wird, der durch die frühere Versicherung nicht gedeckt ist.

Die Aufhebung des Vertrages oder die Herabsetzung der Versicherungs-
summe und Anpassung des Beitrages werden zu dem Zeitpunkt wirksam, 
zu dem die Erklärung dem Versicherer zugeht.

B 4.1.4.2  Die Regelungen gemäß Nr. B 4.1.4.1 sind auch anzuwenden, wenn die 
Mehrfachversicherung dadurch entstanden ist, dass nach Abschluss 
der mehreren Versicherungsverträge der Versicherungswert gesunken 
ist.

Sind in diesem Fall die mehreren Versicherungsverträge gleichzeitig oder 
im Einvernehmen der Versicherer geschlossen worden, kann der Versiche-
rungsnehmer nur die verhältnismäßige Herabsetzung der Versicherungs-
summen und der Beiträge verlangen.

B 4.2  Versicherung für fremde Rechnung

B 4.2.1  Rechte aus dem Vertrag

Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag im eigenen 
Namen für das Interesse eines Dritten (Versicherten) schließen. Die Aus-
übung der Rechte aus diesem Vertrag steht nur dem Versicherungsnehmer 
und nicht auch dem Versicherten zu. Das gilt auch, wenn der Versicherte 
den Versicherungsschein besitzt.

B 4.2.2  Zahlung der Entschädigung

Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an den Versicherungs-
nehmer den Nachweis verlangen, dass der Versicherte seine Zustimmung 
dazu erteilt hat. Der Versicherte kann die Zahlung der Entschädigung nur 
mit Zustimmung des Versicherungsnehmers verlangen.

B 4.2.3  Kenntnis und Verhalten

(1)  Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versicherungsnehmers 
von rechtlicher Bedeutung sind, sind bei der Versicherung für fremde 
Rechnung auch die Kenntnis und das Verhalten des Versicherten zu 
berücksichtigen.

Soweit der Vertrag Interessen des Versicherungsnehmers und des Ver-
sicherten umfasst, muss sich der Versicherungsnehmer für sein Interesse 
das Verhalten und die Kenntnis des Versicherten nur zurechnen lassen, 
wenn der Versicherte Repräsentant des Versicherungsnehmers ist.

(2)  Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, wenn der Ver-
trag ohne sein Wissen abgeschlossen worden ist oder ihm eine  
rechtzeitige Benachrichtigung des Versicherungsnehmers nicht möglich 
oder nicht zumutbar war.

(3)  Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dagegen an, wenn der 
Versicherungsnehmer den Vertrag ohne Auftrag des Versicherten 
geschlossen und den Versicherer nicht darüber informiert hat.

B 4.3  Erklärungen und Anzeigen, Anschriftenänderung

B 4.3.1  Form, zuständige Stelle

Die für den Versicherer bestimmten Erklärungen und Anzeigen, die den 
Versicherungsvertrag betreffen und die unmittelbar gegenüber dem Ver-
sicherer erfolgen, sind in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) abzu-
geben. Dies gilt nicht, soweit gesetzlich Schriftform oder in diesem Vertrag 
etwas anderes bestimmt ist.

Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers 
oder an die im Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig 
bezeichnete Stelle gerichtet werden. Die gesetzlichen Regelungen über 
den Zugang von Erklärungen und Anzeigen bleiben bestehen.

B 4.3.2  Nichtanzeige einer Anschriften- oder Namensänderung

Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem Versicherer 
nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, die dem Versicherungs-
nehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen 
Briefs an die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt 
drei Tage nach der Absendung des Briefs als zugegangen. Dies gilt  
entsprechend für den Fall einer dem Versicherer nicht angezeigten 
Namensänderung des Versicherungsnehmers.

B 4.3.3  Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen Niederlassung

Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter der Anschrift seines 
Gewerbebetriebs abgeschlossen, findet bei einer Verlegung der gewerblichen 
Niederlassung die Nr. B 4.3.2 entsprechend Anwendung.

B 4.4  Vollmacht des Versicherungsvertreters

B 4.4.1  Erklärungen des Versicherungsnehmers

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherungs-
nehmer abgegebene Erklärungen entgegenzunehmen betreffend

(1) den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versicherungsvertrags;

(2)  ein bestehendes Versicherungsverhältnis einschließlich dessen 
Beendigung;

(3)  Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss des Vertrags und 
während des Versicherungsverhältnisses.

B 4.4.2  Erklärungen des Versicherers

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherer aus-
gefertigte Versicherungsscheine oder deren Nachträge dem Versicherungs-
nehmer zu übermitteln.

B 4.4.3  Zahlungen an den Versicherungsvertreter

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, Zahlungen anzuneh-
men, die der Versicherungsnehmer im Zusammenhang mit der Vermitt-
lung oder dem Abschluss eines Versicherungsvertrags an ihn leistet. 
Eine Beschränkung dieser Vollmacht muss der Versicherungsnehmer 
nur gegen sich gelten lassen, wenn er die Beschränkung bei der Vor-
nahme der Zahlung kannte oder in Folge grober Fahrlässigkeit nicht 
kannte.

B 4.5  Verjährung

Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei 
Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in 
dem der Anspruch entstanden ist und der Gläubiger von den 
Anspruch begründenden Umständen und der Person des Schuld-
ners Kenntnis erlangt. Die grob fahrlässige Unkenntnis steht der 
Kenntnis gleich.

Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer 
angemeldet worden, zählt bei der Fristberechnung der Zeitraum zwischen 
Anmeldung und Zugang der in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) 
mitgeteilten Entscheidung des Versicherers beim Anspruchsteller nicht 
mit.

Im Übrigen richtet sich die Verjährung nach den allgemeinen Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs.

B 4.6  Meinungsverschiedenheiten und Gerichtsstände 

    Treten Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Versicherungsnehmer 
und dem Versicherer auf, kann sich der Versicherungsnehmer jederzeit an 
die Beschwerdestelle des Versicherers wenden:

   Mecklenburgische Versicherungs-Gesellschaft a.G.
   Platz der Mecklenburgischen 1, 30625 Hannover
   Postanschrift: 30619 Hannover
   E-Mail: Privat.Gewerbe@mecklenburgische.de
   Internet: www.mecklenburgische.de
   Telefon: 0511 5351-513 · Telefax: 0511 5351-8499

Außerdem stehen dem Versicherungsnehmer insbesondere folgende wei-
tere Beschwerdemöglichkeiten zu:

B 4.6.1   Versicherungsombudsmann

Wenn es sich beim Versicherungsnehmer um einen Verbraucher oder 
um eine Person handelt, die sich in verbraucherähnlicher Lage befindet, 
gilt:

Bei Streitigkeiten in Versicherungsangelegenheiten kann sich der Versiche-
rungsnehmer an den Ombudsmann für Versicherungen wenden.

   Versicherungsombudsmann e.V.
   Postfach 080632
   10006 Berlin
   Telefon: 0800 3696000
   E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de

Internet: www.versicherungsombudsmann.de

Der Ombudsmann für Versicherungen ist eine unabhängige und kostenfrei 
arbeitende Schlichtungsstelle. Der Versicherer hat sich verpflichtet, an dem 
Schlichtungsverfahren teilzunehmen. 

Versicherungsnehmer, die diesen Vertrag online (z. B. über eine Webseite 
oder per E-Mail) abgeschlossen haben, können sich mit ihrer Beschwerde 
auch online an die Plattform http://ec.europa.eu/consumers/odr/ wenden. 
Ihre Beschwerde wird dann über diese Plattform an den Versicherungsom-
budsmann weitergeleitet. 

B 4.6.2   Versicherungsaufsicht

Wenn der Versicherungsnehmer mit der Betreuung des Versicherers nicht 
zufrieden ist oder Meinungsverschiedenheiten bei der Vertragsabwicklung 
auftreten, kann er sich auch an die Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht wenden. Der Versicherer unterliegt der Aufsicht der Bundes-
anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht.

   Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)
   Sektor Versicherungsaufsicht
   Graurheindorfer Straße 108
   53117 Bonn
   Telefon: 0800 2 100 500
   E-Mail: poststelle@bafin.de
   Internet:  https://www.bafin.de

Hinweis: Die BaFin ist keine Schiedsstelle und kann einzelne Streitfälle 
nicht verbindlich entscheiden.



– 19 –– 18 –

Letzte Änderung genehmigt durch Verfügung der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht vom 27.08.2008 Gesch.-Z.: VA 34-I 5002-5412-2008/1

Satzung
I. Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Die Gesellschaft führt die Firma Mecklenburgische Versicherungs-Gesellschaft auf 
Gegenseitigkeit. Sie hat ihren Sitz in Neubrandenburg und Hannover. Geschäfts-
gebiet ist das In- und Ausland. Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Bekannt-
machungen der Gesellschaft erfolgen im elektronischen Bundesanzeiger.

§ 2
Gegenstand des Unternehmens ist der unmittelbare und mittelbare Betrieb aller 
Versicherungszweige, jedoch der Lebens-, Kranken- und Kreditversicherung nur 
in der aktiven Rückversicherung. Neben Versicherungsgeschäften betreibt die 
Gesellschaft nur Geschäfte, die hiermit in unmittelbarem Zusammenhang stehen.

II. Mitgliedschaft

§ 3
Die Mitgliedschaft beginnt mit dem Abschluss eines Versicherungsvertrages mit der 
Gesellschaft und endet mit dessen Ablauf. Ausnahmsweise können Versicherungs-
verträge mit der Bestimmung abgeschlossen werden, dass der Versicherungsnehmer 
nicht Mitglied wird. Auf solche Versicherungen dürfen zusammen höchstens 15% der 
Beitragseinnahmen aus Mitgliedschaften entfallen.

§ 4
Die Gesellschaft erhebt im voraus zu zahlende Beiträge und bei Bedarf Nach-
schüsse. Die Mitglieder sind zur Nachschusszahlung erst dann verpflichtet, wenn die 
verwendbaren Rücklagen gemäß § 19 der Satzung zur Verlustdeckung nicht aus-
reichen. Ein etwaiger Nachschussbetrag wird jedem Mitglied schriftlich unter Hinweis 
darauf mitgeteilt, dass bei Nichtzahlung die Verzugsfolgen des § 38 VVG eintreten.

§ 5
Eine etwaige Beitragsrückerstattung erfolgt auf nachschusspflichtige Versicherungs-
verträge nach näherer Bestimmung des Vorstandes. Ausgeschiedene Mitglieder  
nehmen an Beitragsrückerstattungen nicht teil.

§ 6
Jedes Mitglied hat das Recht, Anträge an die ordentliche Hauptversammlung der 
Gesellschaft zu stellen. Diese müssen schriftlich bis zum 31. Januar beim Vorstand 
eingehen.

III. Verfassung der Gesellschaft

A. Vorstand

§ 7
Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Personen. Die Bestellung stellvertre-
tender Vorstandsmitglieder ist zulässig. Die Mitglieder des Vorstandes werden 
vom Aufsichtsrat bestellt und abberufen. Der Aufsichtsrat kann ein Mitglied des 
Vor standes zum Vorsitzenden des Vorstandes ernennen. Die Gesellschaft wird 
gesetzlich durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein Vorstandsmitglied in 
Gemein schaft mit einem Prokuristen vertreten.

§ 8
Der Vorstand bedarf der Zustimmung des Aufsichtsrates
1. zur Entnahme aus Rücklagen,
2. zur Festsetzung eines Nachschusses,
3. zur Gewährung einer Beitragsrückerstattung,
4. zur Übernahme von Versicherungsbeständen,
5. zum Erlass oder zur Änderung einer Versorgungsordnung,
6. zur Bestellung von Prokuristen,
7. zum Erwerb und zur Veräußerung von Grundstücken oder Beteiligungen sowie 
zur Einräumung von Rechten Dritter an Vermögenswertender Gesellschaft, sofern 
im Einzelfall der Betrag von einer Million Euro überschritten wird.
Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates allgemeine Ver-
sicherungsbedingungen einzuführen oder zu ändern.

B. Aufsichtsrat

§ 9
Der Aufsichtsrat besteht aus sechs Personen, die Mitglieder der Gesellschaft sein 
müssen. Sie werden von der Hauptversammlung höchstens für fünf Jahre gewählt. 
Wiederwahl ist zulässig. Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte den Vorsitzenden und 
dessen Stellvertreter jeweils für die Amtsdauer, für die die Gewählten zu Aufsichts-
ratsmitglieder bestellt sind. Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte Ausschüsse 
bestellen. Diesen können, soweit gesetzlich zulässig, auch Entscheidungsbefugnisse 
des Aufsichtsrates übertragen werden. Die vorstehenden Bestimmungen gelten nur, 
soweit ihnen nicht Vorschriften über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer vorgehen.

§ 10
Der Vorsitzende, bei dessen Verhinderung sein Stellvertreter, beruft den Aufsichtsrat 
schriftlich oder fernmündlich mit Angabe der Tagesordnung zu den Sitzungen ein. 
Diesen soll der Vorstand beiwohnen, sofern nicht in persönlichen Angelegenheiten 
des Vorstandes verhandelt wird oder der Aufsichtsrat Abweichendes beschließt. Der 
Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder ordnungsgemäß geladen sind  

und mindestens drei Mitglieder, darunter der Vorsitzende oder sein Stellvertreter, an 
der Beschlussfassung teilnehmen. Beschlüsse werden mit einfacher Stimmenmehr-
heit gefasst. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden oder 
seines Stellvertreters, bei Wahlen das Los.

§ 11
Willenserklärungen des Aufsichtsrates werden namens des Aufsichtsrates vom 
Vorsitzenden oder bei dessen Verhinderung von dessen Stellvertreter abgegeben.

§ 12
Der Aufsichtsrat hat neben den gesetzlichen Aufgaben das Recht,
1. eine Geschäftsordnung für den Vorstand zu erlassen,
2. die Satzung hinsichtlich der Fassung zu ändern,
3. Beschlüsse der Hauptversammlung, durch welche die Satzung geändert wird, auf 
Verlangen der Aufsichtsbehörde zu ändern.

§ 13
Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten neben dem Ersatz ihrer Auslagen eine feste 
Vergütung nach näherer Bestimmung der Hauptversammlung. Aufsichtsratsmitglieder 
haben hierbei kein Stimmrecht. Soweit die Aufsichtsratsmitglieder auf ihre Vergütungen 
Umsatzsteuer zu zahlen haben, wird ihnen diese von der Gesellschaft ersetzt.

C. Hauptversammlung

§ 14
Die Hauptversammlung besteht aus 60 Mitgliedervertretern (Delegierten). Der Haupt-
versammlung können nur Mitglieder der Gesellschaft angehören. Die Delegierten 
werden von der Hauptversammlung auf höchstens fünf Jahre gewählt. Alljährlich 
scheidet ein Fünftel der im Amt befindlichen Delegierten mit dem Schluss der ordent-
lichen Hauptversammlung aus. Wiederwahl ist zulässig. Scheidet ein Delegierter 
vorzeitig aus, so ergänzt sich die Hauptversammlung durch Zuwahl. Für jede 
Wahl stellt der Aufsichtsrat einen Vorschlag auf; er hat hierbei auf eine dem 
Versicherungs bestand möglichst entsprechende Verteilung der Vorgeschlagenen 
auf das Geschäftsgebiet Bedacht zu nehmen. Die Hauptversammlung ist an den 
Wahlvorschlag nicht gebunden. Die Delegierten sind ehrenamtlich tätig. Sie erhalten 
Tagegelder und Reisekosten nach näherer Bestimmung der Hauptversammlung.

§ 15
Die ordentliche Hauptversammlung findet innerhalb der ersten acht Monate nach 
Ablauf des Geschäftsjahres statt. Eine außerordentliche Hauptversammlung ist vom 
Vorstand einzuberufen, wenn das Interesse der Gesellschaft es erfordert oder wenn 
dies von mindestens einem Drittel der Delegierten verlangt wird.

§ 16
Die Hauptversammlung beschließt über
1. die Wahl oder Abberufung der Mitglieder der Hauptversammlung und des Auf-
sichtsrates sowie deren Vergütung,
2. die Entlastung des Vorstandes und des Aufsichtsrates,
3. die Verwendung des Bilanzgewinns,
4. die Änderung der Satzung,
5. die sonstigen ordnungsgemäß gestellten Anträge.

§ 17
Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrates 
oder dessen Stellvertreter oder bei dessen Verhinderung das älteste Mitglied des 
Aufsichtsrates. Der Vorsitzende der Hauptversammlung leitet die Verhandlung und 
bestimmt die Reihenfolge der Gegenstände der Tagesordnung sowie die Form 
der Abstimmung. Die Hauptversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens 30 
Dele gierte anwesend sind. Beschlüsse werden durch einfache Stimmenmehrheit 
gefasst, soweit sich aus dem Gesetz oder dieser Satzung nichts anderes ergibt. 
Wird bei Wahlen keine Mehrheit erreicht, so kommen die beiden Personen mit den 
meisten Stimmen in die engere Wahl. Dort genügt einfache Mehrheit, bei Gleichheit 
ent scheidet das Los. Schreiben gesetzliche Bestimmungen eine Mehrheit von drei 
Vierteln der in der Hauptversammlung abgegebenen Stimmen vor, so können solche 
Beschlüsse nur bei Anwesenheit von 36 Delegierten gefasst werden. Rechte, die das 
Gesetz einer Minderheit von Mitgliedern einräumt, stehen einer Minderheit von einem 
Drittel der Delegierten zu.

IV. Rücklagen, Verlustdeckung

§ 18
Zur Deckung eines Verlustes aus dem Geschäftsbetrieb wird eine Verlustrücklage 
gemäß § 37 des Versicherungsaufsichtsgesetzes gebildet. Sie soll 18% der Jahres-
Beitragseinnahmen für eigene Rechnung betragen (Sollbetrag). Der Verlustrücklage 
fließen die vom Vorstand bestimmten Beträge zu. Ist der Sollbetrag nicht erreicht, 
so sind der Verlustrücklage jährlich mindestens 50% des Jahresüberschusses zuzu-
führen. Der nach Zuführung zur Verlustrücklage verbleibende Teil des Jahresüber-
schusses kann zur Ansammlung anderer Gewinnrücklagen verwendet werden.

§ 19
Zur Verlustdeckung werden zunächst die anderen Gewinnrücklagen herangezogen. 
Die Verlustrücklage darf nur danach und nur so weit in Anspruch genommen werden, 
dass ein Restbetrag in Höhe eines Drittels ihres Sollbetrages verbleibt. Ein danach 
noch verbleibender Verlust ist, wenn er nicht mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde 
vorgetragen werden kann, durch Nachschusserhebung auszugleichen.

B 4.6.3   Rechtsweg

   Es besteht zudem die Möglichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten.

B 4.6.3.1  Örtlich zuständiges Gericht für Klagen gegen den Versicherer 

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer 
bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des Versiche-
rers oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. 

Ferner ist auch das Gericht zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungs-
nehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Sitz, den Sitz seiner Niederlas-
sung oder seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat.

Verlegt jedoch der Versicherungsnehmer nach Vertragsschluss seinen 
Sitz, den Sitz seiner Niederlassung, seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung 
eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt ins Ausland, sind die 
Gerichte des Staates zuständig, in dem der Versicherer seinen Sitz hat.  

B 4.6.3.2 Örtlich zuständiges Gericht für Klagen gegen Versicherungsnehmer 

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherungs- 
nehmer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz, dem 
Sitz der Niederlassung oder dem Wohnsitz des Versicherungsnehmers; 
fehlt ein solcher, nach seinem gewöhnlichen Aufenthalt.

Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeitpunkt der Klage-
erhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit für 
Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer 
nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag 
zuständigen Niederlassung.

B 4.7  Anzuwendendes Recht

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

B 4.8  Embargobestimmung

Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmungen – Versicherungs-
schutz nur, soweit und solange dem keine auf die Vertragsparteien direkt 
anwendbaren Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. 
Embargos der Europäischen Union oder der Bundesrepublik Deutschland 
entgegenstehen.

Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. 
Embargos der Vereinigten Staaten von Amerika, soweit dem nicht Rechts-
vorschriften der Europäischen Union oder der Bundesrepublik Deutschland 
entgegenstehen.

B 4.9  Repräsentanten

Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und das Verhalten  
seiner Repräsentanten zurechnen lassen.

B 4.10   Salvatorische Bestimmung

Sollte eine Bestimmung dieser Allgemeinen Versicherungsbedingungen 
sowie der vereinbarten Klauseln unwirksam, undurchführbar oder lückenhaft 
sein oder werden, wird dadurch die Wirksamkeit der übrigen Bestim- 
mungen nicht berührt, soweit Treu und Glauben dem nicht entgegenstehen. 

Anstelle der unwirksamen bzw. undurchführbaren Bestimmung oder zur 
Ausfüllung einer Lücke soll eine angemessene Regelung treten, die im 
Rahmen des rechtlich Zulässigen und wirtschaftlich Vernünftigen dem am 
nächsten kommt, was die Vertragspartner gewollt haben oder gewollt 
hätten, wenn sie diesen Punkt bedacht hätten.
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Mit diesen Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 
Daten durch die Mecklenburgische Versicherungsgruppe und die Ihnen nach dem Daten-
schutzrecht zustehenden Rechte.

Zur Mecklenburgischen Versicherungsgruppe fassen wir die folgenden Unternehmen zu-
sammen:
– Mecklenburgische Versicherungs-Gesellschaft a. G.
– Mecklenburgische Lebensversicherungs-AG
– Mecklenburgische Krankenversicherungs-AG
– Mecklenburgische Vermittlungs-GmbH
– Mecklenburgische Rechtsschutz-Service-GmbH

Verantwortlicher für die Datenverarbeitung

Mecklenburgische Versicherungs-Gesellschaft a. G.
Platz der Mecklenburgischen 1 · 30625 Hannover
Telefon (0511) 53 51-99 56
Fax (0511) 53 51-44 44
service@mecklenburgische.de

Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie unter der Telefonnummer (0511) 53 51-99 55, 
per Post unter der o. g. Adresse mit dem Zusatz – Datenschutzbeauftragter – oder per 
E-Mail unter: datenschutz@mecklenburgische.de 

Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung

Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter Beachtung der EU-Datenschutz- 
Grundverordnung (DSGVO), des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG), der datenschutz-
rechtlich relevanten Bestimmungen des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) sowie aller 
weiteren maßgeblichen Gesetze. Darüber hinaus hat sich unser Unternehmen auf die 
„Verhaltensregeln für den Umgang mit personenbezogenen Daten durch die deutsche Ver-
sicherungswirtschaft“ verpflichtet, die die oben genannten Gesetze für die Versicherungs-
wirtschaft präzisieren. Diese können Sie im Internet unter https://www.mecklenburgische.
de/datenschutz abrufen.

Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benötigen wir die von Ihnen hierbei 
gemachten Angaben für den Abschluss des Vertrages und zur Einschätzung des von uns 
zu übernehmenden Risikos. Kommt der Versicherungsvertrag zustande, verarbeiten wir 
diese Daten zur Durchführung des Vertragsverhältnisses, z. B. zur Policierung oder Rech-
nungsstellung. Angaben zum Schaden benötigen wir etwa, um prüfen zu können, ob ein 
Versicherungsfall eingetreten und wie hoch der Schaden ist. 

Der Abschluss bzw. die Durchführung des Versicherungsvertrages ist ohne die 
Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten nicht möglich.

Darüber hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erstellung von versiche-
rungsspezifischen Statistiken, z. B. für die Entwicklung neuer Tarife oder zur Erfüllung 
aufsichtsrechtlicher Vorgaben. Die Daten aller mit einer der Gesellschaften der Mecklen-
burgischen Versicherungsgruppe bestehenden Verträge nutzen wir für eine Betrachtung 
der gesamten Kundenbeziehung, beispielsweise zur Beratung hinsichtlich einer Vertrag-
sanpassung, -ergänzung, für Kulanzentscheidungen oder für umfassende Auskunfts-
erteilungen. 

Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbezogener Daten für vorvertragliche 
und vertragliche Zwecke ist Art. 6 Abs. 1 b) DSGVO. Soweit dafür besondere Kategorien 
personenbezogener Daten (z. B. Ihre Gesundheitsdaten bei Abschluss eines Lebensversi-
cherungsvertrages) erforderlich sind, holen wir Ihre Einwilligung nach Art. 9 Abs. 2 a) i. V. 
m. Art. 7 DSGVO ein. Erstellen wir Statistiken mit diesen Datenkategorien, erfolgt dies auf 
Grundlage von Art. 9 Abs. 2 j) DSGVO i. V. m. § 27 BDSG. 

Ihre Daten verarbeiten wir auch, um berechtigte Interessen von uns oder von Dritten zu 
wahren (Art. 6 Abs. 1 f) DSGVO). Dies kann insbesondere erforderlich sein:
– zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs,
– zur Werbung für andere Produkte der Unternehmen der Mecklenburgischen Versiche-

rungsgruppe und deren Kooperationspartner sowie für Markt- und Meinungsumfragen,
– zur Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, insbesondere nutzen wir Datenana lysen 

zur Erkennung von Hinweisen, die auf Versicherungsmissbrauch hindeuten  können.

Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erfüllung gesetzlicher 
Verpflichtungen wie z. B. aufsichtsrechtlicher Vorgaben, handels- und steuerrechtlicher 
Aufbewahrungspflichten oder unserer Beratungspflicht. Als Rechtsgrundlage für die Ver-
arbeitung dienen in diesem Fall die jeweiligen gesetzlichen Regelungen i. V. m. Art. 6  
Abs. 1 c) DSGVO. 

Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen oben nicht genannten Zweck ver-
arbeiten wollen, werden wir Sie im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen darüber zuvor 
informieren.

Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten

Rückversicherer:
Von uns übernommene Risiken versichern wir bei speziellen Versicherungsunternehmen 
(Rückversicherer). Dafür kann es erforderlich sein, Ihre Vertrags- und ggf. Schadendaten 
an einen Rückversicherer zu übermitteln, damit dieser sich ein eigenes Bild über das 
 Risiko oder den Versicherungsfall machen kann. Darüber hinaus ist es möglich, dass der 
Rückversicherer unser Unternehmen aufgrund seiner besonderen Sachkunde bei der 
 Risiko- oder Leistungsprüfung sowie bei der Bewertung von Verfahrensabläufen unter-
stützt. Wir übermitteln Ihre Daten an den Rückversicherer nur soweit dies für die Erfüllung 
unseres Versicherungsvertrages mit Ihnen erforderlich ist bzw. im zur Wahrung unserer 
berechtigten Interessen erforderlichen Umfang. Nähere Informationen zum eingesetzten 
Rückversicherer können Sie unter den oben genannten Kontaktinformationen anfordern. 

Vermittler:
Soweit Sie hinsichtlich Ihrer Versicherungsverträge von einem Vermittler betreut werden, 
verarbeitet Ihr Vermittler die zum Abschluss und zur Durchführung des Vertrages benötig-
ten Antrags-, Vertrags- und Schadendaten. Auch übermittelt unser Unternehmen diese 
Daten an die Sie betreuenden Vermittler, soweit diese die Informationen zu Ihrer Betreu-
ung und Beratung in Ihren Versicherungs- und Finanzdienstleistungsangelegenheiten be-
nötigen.

Datenverarbeitung in der Unternehmensgruppe:
Spezialisierte Bereiche unserer Unternehmensgruppe nehmen bestimmte Datenverarbei-
tungsaufgaben für die in der Gruppe verbundenen Unternehmen zentral wahr. Soweit ein 
Versicherungsvertrag zwischen Ihnen und einem oder mehreren Unternehmen unserer 
Gruppe besteht, können Ihre Daten etwa zur zentralen Verwaltung von Anschriftendaten, 
für den telefonischen Kundenservice, zur Vertrags- und Leistungsbearbeitung, für In- und 
Exkasso oder zur gemeinsamen Postbearbeitung zentral durch ein Unternehmen der 
Gruppe verarbeitet werden. 

Externe Dienstleister:
Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und gesetzlichen Pflichten zum Teil 
externer Dienstleister. Eine Auflistung der von uns eingesetzten Auftragnehmer und 
Dienstleister, zu denen nicht nur vorübergehende Geschäftsbeziehungen bestehen, 
 können Sie der Übersicht im Anhang sowie in der jeweils aktuellen Version auf unserer 
Internetseite unter https://www.mecklenburgische.de/datenschutz entnehmen.

Weitere Empfänger:
Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen Daten an weitere Empfänger über-
mitteln, wie etwa an Behörden zur Erfüllung gesetzlicher Mitteilungspflichten (z. B. Sozial-
versicherungsträger, Finanzbehörden oder Strafverfolgungsbehörden). Daneben arbeiten 
unsere Versicherungsunternehmen und Vermittler zur umfassenden Beratung und Betreu-
ung ihrer Kunden in weiteren Finanzdienstleistungen (z. B. Kredite, Bausparverträge, Ka-
pitalanlagen, Immobilien) auch mit Kreditinstituten, Bausparkassen, Kapitalanlage- und 
Immobiliengesellschaften außerhalb der Gruppe zusammen. Zurzeit kooperieren wir mit 
der Wüstenrot Bausparkasse AG.

Die Zusammenarbeit besteht dabei in der gegenseitigen Vermittlung der jeweiligen Pro-
dukte und der weiteren Betreuung der so gewonnenen Kunden. So vermitteln z. B. die 
genannten Kreditinstitute im Rahmen einer Kundenberatung/-betreuung Versicherungen 
als Ergänzung zu den eigenen Finanzdienstleistungsprodukten.

Dauer der Datenspeicherung
Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten sobald sie für die oben genannten Zwecke 
nicht mehr erforderlich sind. Dabei kann es vorkommen, dass personenbezogene Daten 
für die Zeit aufbewahrt werden, in der Ansprüche gegen unser Unternehmen geltend ge-
macht werden können (gesetzliche Verjährungsfrist von drei oder bis zu dreißig Jahren). 
Zudem speichern wir Ihre personenbezogenen Daten, soweit wir dazu gesetzlich verpflich-
tet sind. Entsprechende Nachweis- und Aufbewahrungspflichten ergeben sich unter ande-
rem aus dem Handelsgesetzbuch, der Abgabenordnung und dem Geldwäschegesetz. Die 
Speicherfristen betragen danach bis zu zehn Jahren.

Betroffenenrechte
Sie können unter der o. g. Adresse Auskunft über die zu Ihrer Person gespeicherten Daten 
verlangen. Darüber hinaus können Sie unter bestimmten Voraussetzungen die Berichti-
gung oder die Löschung Ihrer Daten verlangen. Ihnen kann weiterhin ein Recht auf Ein-
schränkung der Verarbeitung Ihrer Daten sowie ein Recht auf Herausgabe der von Ihnen 
bereitgestellten Daten in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format 
zustehen. 

Widerspruchsrecht
Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten zu 
 Zwecken der Direktwerbung zu widersprechen. Verarbeiten wir Ihre Daten zur 
Wahrung berechtigter Interessen, können Sie dieser Verarbeitung wider
sprechen, wenn sich aus Ihrer besonderen Situation Gründe ergeben, die 
 gegen die Datenverarbeitung sprechen. 

Beschwerderecht
Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an den oben genannten Daten-
schutzbeauftragten oder an eine Datenschutzaufsichtsbehörde zu wenden. Die für uns 
zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde ist:
Die Landesbeauftragte für den Datenschutz Niedersachsen
Prinzenstraße 5
30159 Hannover

Hinweis und Informationssystem der Versicherungswirtschaft 
(nicht in der Lebens und der Krankenversicherung)
Die Versicherungswirtschaft nutzt das Hinweis- und Informationssystem (HIS) der informa 
HIS GmbH zur Unterstützung der Risikobeurteilung im Antragsfall, zur Sachverhalts  - 
auf klärung bei der Leistungsprüfung sowie bei der Bekämpfung von Versicherungs-
missbrauch. Dafür ist ein Austausch bestimmter personenbezogener Daten mit dem HIS 
erforderlich. Nähere Informationen dazu entnehmen Sie bitte den beiliegenden Hinweisen 
zum HIS.

Datenaustausch mit Ihrem früheren Versicherer 
Um Ihre Angaben bei Abschluss des Versicherungsvertrages (z. B. zur Mitnahme eines 
Schadensfreiheitsrabattes in der Kfz-Haftpflichtversicherung) bzw. Ihre Angaben bei Ein-
tritt des Versicherungsfalls überprüfen und bei Bedarf ergänzen zu können, kann im dafür 
erforderlichen Umfang ein Austausch von personenbezogenen Daten mit dem von Ihnen 
im Antrag benannten früheren Versicherer erfolgen.
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Hiermit möchten wir Sie darüber informieren, dass wir bei Abschluss eines Versicherungs-
vertrages oder im Rahmen der Schadenbearbeitung Daten zum Versicherungsobjekt 
(Fahrzeugidentifikationsdaten oder Adresse des Gebäudes) sowie Angaben zu Ihrer 
 Person (Name, Vorname, Geburtsdatum, Anschrift, frühere Anschriften) an die informa 
HIS GmbH übermitteln (HIS-Anfrage) können. Die informa HIS GmbH überprüft anhand 
dieser Daten, ob zu Ihrer Person und/oder zu Ihrem Versicherungsobjekt im „Hinweis- und 
Informationssystem der Versicherungswirtschaft“ (HIS) Informationen gespeichert sind, 
die auf ein erhöhtes Risiko oder Unregelmäßigkeiten in einem Versicherungsfall hindeuten 
können. Solche Informationen können nur aufgrund einer früheren Meldung eines Ver-
sicherungsunternehmens an das HIS vorliegen (HIS-Einmeldung), über die Sie ggf. von 
dem einmeldenden Versicherungsunternehmen gesondert informiert worden sind. Daten, 
die aufgrund einer HIS-Einmeldung im HIS gespeichert sind, werden von der informa HIS 
GmbH an uns, das anfragende Versicherungsunternehmen, übermittelt.

Nähere Informationen zum HIS finden Sie auf folgenden Internetseiten: 
www.informa-his.de

Zwecke der Datenverarbeitung der informa HIS GmbH
Die informa HIS GmbH betreibt als datenschutzrechtlich Verantwortliche das Hinweis- und 
Informationssystem HIS der Versicherungswirtschaft. Sie verarbeitet darin personenbe-
ziehbare Daten, um die Versicherungswirtschaft bei der Bearbeitung von Versicherungs-
anträgen und -schäden zu unterstützen. Es handelt sich bei diesen Daten um Angaben zu 
erhöhten Risiken oder um Auffälligkeiten, die auf Unregelmäßigkeiten (z. B. Mehrfachab-
rechnung eines Versicherungsschadens bei verschiedenen Versicherungsunternehmen) 
hindeuten können. 

Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung
Die informa HIS GmbH verarbeitet personenbezogene Daten auf Grundlage des Art. 6 
Abs. 1 f DSGVO. Dies ist zulässig, soweit die Verarbeitung zur Wahrung der berechtigten 
Interessen des Verantwortlichen oder eines Dritten erforderlich ist, sofern nicht die  
Interessen oder Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen Person, die den Schutz 
personenbezogener Daten erfordern, überwiegen. 

Die informa HIS GmbH selbst trifft keine Entscheidungen über den Abschluss eines 
 Ver sicherungsvertrages oder über die Regulierung von Schäden. Sie stellt den Versiche-
rungsunternehmen lediglich die Informationen für die diesbezügliche Entscheidungs-
findung zur Verfügung. 

Herkunft der Daten der informa HIS GmbH
Die Daten im HIS stammen ausschließlich von Versicherungsunternehmen, die diese in 
das HIS einmelden. 

Kategorien der personenbezogenen Daten
Basierend auf der HIS-Anfrage oder der HIS-Einmeldung eines Versicherungsunter-
nehmens werden von der informa HIS GmbH – abhängig von der Versicherungsart bzw. 
-sparte – die Daten der Anfrage oder Einmeldung mit den dazu genutzten personen-
bezogenen Daten (Name, Vorname, Geburtsdatum, Anschrift, frühere Anschriften) bzw. 
Informationen zum Versicherungsobjekt (z. B. Fahrzeug- bzw. Gebäudeinformationen) 
sowie das anfragende oder einmeldende Versicherungsunternehmen gespeichert. Bei 
 einer HIS-Einmeldung durch ein Versicherungsunternehmen, über die Sie gegebenenfalls 
von diesem gesondert informiert werden, speichert die informa HIS GmbH erhöhte Risiken 
oder Auffälligkeiten, die auf Unregelmäßigkeiten hindeuten können, sofern solche Informa-
tionen an das HIS gemeldet wurden. In der Versicherungssparte Leben können dies z. B. 
Informationen zu möglichen Erschwernissen (ohne Hinweis auf Gesundheitsdaten) und 
Versicherungssumme/Rentenhöhe sein. Zu Fahrzeugen sind ggf. z. B. Totalschäden, 
 fiktive Abrechnungen oder Auffälligkeiten bei einer früheren Schadenmeldung ge speichert. 
Gebäudebezogene Daten sind Anzahl und Zeitraum geltend gemachter Gebäude schäden. 

Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten
Empfänger sind ausschließlich Versicherungsunternehmen mit Sitz oder Niederlassung in 
Deutschland sowie im Einzelfall im Rahmen von Ermittlungsverfahren staatliche Ermitt-
lungsbehörden.

Dauer der Datenspeicherung
Die informa HIS GmbH speichert Informationen über Personen gem. Art. 17 Abs. 1 lit. a) 
DSGVO nur für eine bestimmte Zeit.
Angaben über HIS-Anfragen werden taggenau nach zwei Jahren gelöscht.

Für die Speicherfristen bei HIS-Einmeldungen gilt:
– direkt personenbezogene Daten (Name, Adresse und Geburtsdatum) sowie Fahrzeug- 

und Gebäudedaten werden am Ende des vierten Kalenderjahres nach erstmaliger 
Speicherung gelöscht. Sofern in dem genannten Zeitraum eine erneute Einmeldung zu 
einer Person erfolgt, führt dies zur Verlängerung der Speicherung der personenbezo-
genen Daten um weitere vier Jahre. Die maximale Speicherdauer beträgt in diesen 
Fällen 10 Jahre.

– Daten aus der Versicherungssparte Leben werden bei nicht zustande gekommenen 
Verträgen am Ende des dritten Jahres nach der erstmaligen Speicherung gelöscht.

Betroffenenrechte
Jede betroffene Person hat das Recht auf Auskunft, auf Berichtigung, auf Löschung sowie 
auf Einschränkung der Verarbeitung. Diese Rechte nach Art. 15 bis 18 DSGVO können 
gegenüber der informa HIS GmbH unter der unten genannten Adresse geltend gemacht 
werden. Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, sich an die für die für die informa HIS 
GmbH zuständige Aufsichtsbehörde – Der Hessische Datenschutzbeauftragte, 
Gustav-Stresemann-Ring 1, 65189 Wiesbaden – zu wenden. Hinsichtlich der Meldung von 
Daten an das HIS ist die für das Versicherungsunternehmen zuständige Datenschutzauf-
sichtsbehörde zuständig.

Nach Art. 21 Abs. 1 DSGVO kann der Datenverarbeitung aus Gründen, die sich 
aus der besonderen Situation der betroffenen Person ergeben, unter der unten 
genannten Adresse widersprochen werden. 

Sofern Sie wissen wollen, welche Daten die informa HIS GmbH zu Ihrer Person, zu Ihrem 
Fahrzeug oder zu Ihrem Gebäude gespeichert hat und an wen welche Daten übermittelt 
worden sind, teilt Ihnen die informa HIS GmbH dies gerne mit. Sie können dort unentgelt-
lich eine sog. Selbstauskunft anfordern. Wir bitten Sie, zu berücksichtigen, dass die 
 informa HIS GmbH aus datenschutzrechtlichen Gründen keinerlei telefonische Auskünfte 
erteilen darf, da eine eindeutige Identifizierung Ihrer Person am Telefon nicht möglich ist. 
Um einen Missbrauch durch Dritte zu vermeiden, benötigt die informa HIS GmbH folgende 
Angaben von Ihnen:

– Name (ggf. Geburtsname), Vorname(n), Geburtsdatum
– aktuelle Anschrift (Straße, Hausnummer, Postleitzahl und Ort) sowie ggf. Voranschrif-

ten der letzten fünf Jahre
– ggf. FIN des Fahrzeugs. Bei Anfragen zum Fahrzeug ist die Beifügung einer Kopie der 

Zulassungsbescheinigung I. oder II. zum Nachweis der Haltereigenschaft erforderlich.
– Bei Anfragen zum Gebäude ist die Beifügung des letzten Versicherungsscheins oder 

eines sonstigen Dokuments erforderlich, das das Eigentum belegt (z. B. Kopie des 
Grundbuchauszugs oder Kaufvertrags).

Wenn Sie – auf freiwilliger Basis – eine Kopie Ihres Ausweises (Vorder- und Rückseite) 
beifügen, erleichtern Sie der informa HIS GmbH die Identifizierung Ihrer Person und ver-
meiden damit mögliche Rückfragen. Sie können die Selbstauskunft auch via Internet unter: 
www.infoma-HIS.de/selbstauskunft/ bei der informa HIS GmbH beantragen. 

Kontaktdaten des Unternehmens und des Datenschutzbeauftragten

informa HIS GmbH
Kreuzberger Ring 68
65205 Wiesbaden
Telefon: 0611/ 880870-0

Der betriebliche Datenschutzbeauftragte der informa HIS GmbH ist zudem unter der o. a. 
Anschrift, z. H. Abteilung Datenschutz, oder per E-Mail unter folgender Adresse erreich-
bar: his-datenschutz@informa.de

Information über den Datenaustausch mit der informa HIS GmbH 
auf Grundlage der Artikel 13 und 14 DSGVO
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Dienstleisterliste für die 
Mecklenburgische Versicherungs-Gesellschaft auf Gegenseitigkeit

Konzerngesellschaften mit einer gemeinsamen Verarbeitung von Daten innerhalb der Unternehmensgruppe

Einzelne Versicherungsbranchen (z. B. Lebens-, Kranken-, Sachversicherung) werden durch rechtlich selbstständige Unternehmen betrieben. Wir führen und verarbeiten Ihre 
Stammdaten (z. B. Name, Adresse, Kundennummer, IBAN, BIC, bestehende Verträge) in gemeinsamen Daten sammlungen. Diese sind von allen Unternehmen der Gruppe 
abfragbar. Auf diese Weise kann eingehende Post immer richtig zugeordnet und bei telefonischen Anfragen sofort der zuständige Partner genannt werden. Auch Geldeingänge 
können so in Zweifelsfällen ohne Rückfragen korrekt verbucht werden. Die übrigen allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten stehen nur der Mecklenburgischen 
Versicherungs-Gesellschaft a. G. zur Verfügung.

Unserer Versicherungsgruppe gehören zurzeit folgende Gesellschaften an:
Mecklenburgische Versicherungs-Gesellschaft auf Gegenseitigkeit,
Mecklenburgische Lebensversicherungs-AG,
Mecklenburgische Krankenversicherungs-AG,
Mecklenburgische Rechtsschutz-Service-GmbH,
Mecklenburgische Vermittlungs-GmbH.

Unternehmen oder Personen, die Datenverarbeitung in Funktionsübertragung oder im Auftrag erbringen

a) in Einzelnennung

Auftragnehmer Hauptgegenstand des Auftrages Gesundheitsdaten

Roland Assistance GmbH Telefonischer Kundendienst und Organisation von vertraglichen Serviceleistungen ja

Gesamtverband der Deutschen Versicherungs- Datenübermittlung an öffentliche Stellen, Führen von Gesamtstatistiken ja
wirtschaft e.V. (GDV)

VST Gesellschaft für Versicherungsstatistik mbH Datenübermittlung an öffentliche Stellen, Führen von Gesamtstatistiken ja

GDV Dienstleistungs-GmbH Telefonischer Kundendienst und Organisation von vertraglichen Serviceleistungen ja
 Datenübermittlung an öffentliche Stellen, Führen von Gesamtstatistiken 

Firma juratech Telefonischer Kundendienst und Organisation von vertraglichen Serviceleistungen nein 

ACTINEO GmbH Anforderungen und Aufbereitung von medizinischen Berichten und Unterlagen ja

ALLYSCA Assistance GmbH Telefonischer Kundendienst und Organisation von vertraglichen Serviceleistungen nein

b) Kategorien

Auftragnehmer Hauptgegenstand des Auftrages Gesundheitsdaten

Schadenserviceunternehmen Organisation und Durchführung von Dienstleistungen  ja
 bei der Schaden- und Leistungsabrechnung 

Gutachter / Sachverständige (auch medizinische) Organisation und Durchführung von Dienstleistungen  ja
 bei der Schaden- und Leistungsabrechnung

Schadenregulierer/-ermittler Organisation und Durchführung von Dienstleistungen  ja
 bei der Schaden- und Leistungsabrechnung

Rückversicherer Risikoprüfung und -beurteilung nein

Forderungsmanagement Realisierung von Forderungen nein

Rechtsanwälte juristische Beratung und Vertretung ja

Adressenrecherche Adressprüfung nein

Aktenvernichter Papier- und Datenträgerentsorgung ja

Marktforschungsunternehmen Marktforschung nein

Rehabilitationsdienste Reha-Assistance-Leistungen ja

Anbieter medizinischer Produkte Heil- und Hilfsmittelversorgung ja

Werkstätten/Autohäuser (inkl. Partnerwerkstätten) Reparaturen, Erstellung von Kostenvoranschlägen nein

Mietwagenunternehmen Stellung von Ersatzfahrzeugen nein

Belegprüfungsunternehmen Prüfung von eingereichten Belegen (z. B. Rechnungen oder Kostenvoranschlägen) nein

Ausländische Regulierungsbüros Regulierung/ Abwicklung von Kfz-Haftpflichtschäden im Ausland ja

Handwerker/Serviceunternehmen Reparaturen und Sanierungen nein

IT-Dienstleister EDV-Dienstleistungen nein

Selbstständige Vermittler (Agenturen der Unterstützung der Schaden- und Leistungsbearbeitung ja
Mecklenburgischen Versicherungsgruppe)
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